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Am ttiches. 


Berlin, 19. April. Der Kaiſer hat den Regierungsrath Keetman 
zum Miniſterialrath im Miniſterium für Elſaß Lothringen ernannt, 
ſowie beftimmt, daß der adminiſtrative Direktor der Tabaksmanufaktur 
in Straßburg. Dr. Roller, mit Gewährung des geſetzlichen Wartegeldes 
einſtweilig in den Ruheſtand verſetzt wird. a 

Der Kaiſer hat den bisberigen Vize⸗Konſul bei dem Konſulat in 
Kopenhagen. Martens, zum Konſul in Kairo ernannt. 

Der Kaiſer hat den Amtsrichter Dr. Becker in Biſchweiler zum 
Richter bei dem Landgericht in Metz, den bayriſchen Rechtskandidaten 
Dr. Mühlbäuſer in Rohrbach zum Amtsrichter bei dem Amtsgericht in 
Rohr bach, den preußiſchen Gerichtsaſſeſſor Dr. Wilhelmi in Straß urg 
—*— Amtsrichter bei dem Amtsgericht in Sierenz, den Gerichtsaſſeſſor 

vehrig in Lützelſtein zum Amtsrichter bei dem Amtsgericht in Lützel⸗ 
ſtein, den preußiſchen Gerichtsaſſeſſor Dr. Freiherrn v. Hoiningen, ge⸗ 
nannt Hüne, in Lörchingen zum Amtsrichter bei dem Amtsgericht in 
Lörchingen ernannt, ſowie den Amtsrichter Gruber vom Amtsgericht 
in Schirmeck an das Amtsgericht in Biſchweiler. den Amtsrichter 
Syffert vom Amtsgericht in Niederkronn an das Amtsgericht in 
Straßburg, und den Amtsrichter Brachvogel vom Amtsgericht in Fal⸗ 
kenberg an das Amtsgericht in Niederbronn in ihrer bisherigen Eigen⸗ 
ſchaft verſetzt. 5 , 

Der König hat den Geiſtlichen, päpſtlichen Ehrenkämmerer Seul 
in Düſſeldorf zum Domherrn bei der Kathedralkirche in Trier ernannt, 
und dem Verlagsbuchbändler und Hofbuchdrucker Hayn zu Berlin den 
Charakter als Kommiſſionsrath verlieben. 

Der Privatdoent Dr. Flügge iſt zum außerordentlichen Profeſſor 
in der mediziniſchen Fakultät der Univerſität Göttingen, und der Pri⸗ 
vatdozent Dr. Jürgens zu Halle a. S. zum Dozenten der Mathematik 
mit dem P ädikat Profeſſor an der techniſchen Hochſchule zu Aachen 
ernannt worden. . . OR } 

Der Feldmeſſer Wittenbagen ift zum löniglichen Geometer im 
Bereich der allgemeinen Bauverwaltung ernannt und als ſolcher in 
Swinemünde angeſtellt worden. 


Deulſcher Reichstag. 
67. Sitzung. 


Berlin, 19. April. Am Tiſche des Bundesraths: Scholz 
Präſtdent v. Levetzow eröffnet die Sitzung um 13 Uhr und 
richtet an die Mitglieder des Hauſes, welche ſich von ihren Plätzen er⸗ 


* 
von 2 5 5 
wird das Bedürfniß fühlen, aus Anlaß dieſes für Kaiſer und Reich 
und ganz beſonders für unſere mecklenburgiſchen Landsleute ſchmerz⸗ 
lichen Todesfalls das Andenken dieſes echt deutſchen Fürſten zu ehren. 
weicher unſerem Kaiſer ein lieber treuer Verwandter, Freund und 
Bundesgenoſſe geweſen iſt und alle Zeit mit voller Hingebung zu 
Kaiſer und Reich geſtanden hat. Er ruhe in Frieden! 8 
Eingegangen iſt der Handels vertrag mit Serbien 
und der Etat pro 1884 — 85. 8 
Auf der Tagesordnung ſtehbt zunächſt die erſte Berathung der all⸗ 
gemeinen Rechnung über den Reichshaushalt pro 1879-80. { 
Nach kurzer Debatte wird die Vorlage der Rechnungskommiſſion 


ieſen. 3 7 4 f 
8 folgt die zweite Berathung des Geſetzes, betreffend die 
Krankenperſicherung der Arbeiter. 

Erſter Redner ift der n N F 
Abg. Richter (Hagen): Wir ſtehen bier durchaus keiner neuen 
Materie gegenüber. Die Fortſchrittspartei hat es ſtets für ihre Pflicht 
erachtet, das Wohl der Arbeiter ins Auge zu faſſen und beſonders ein 
Mann, der leider durch Krankheit verhindert tft, anweſend zu fein, 
Schulze⸗Delitzſch, bat ſehr Bedeutendes geleiſtet. Wir haben nicht erſt 
gewartet auf das Sozialiſtengeſetz, lange vorher kamen die Anträge 
unſerer Partei zur Verbeſſerung des Haftpflichtgeſetzes. Wir reprobiren 
auch jest keineswegs den ſtaatlichen Zwang, aber wir unterſcheiden 
uns von der Kommiſſion in dem Maße, daß wir den ſtaatlichen Zwang 
zugeben wollen. Wir ſagen, andere Formen können Beſſeres ſchaffen 
als der vorgeſchlagene ftaatliche Verſicherungszwang. Wir wollen den 
wang nur auf dem Wege des Ortsſtatuts zulaſſen und halten das 
rad gegen die Selbſtverwaltung für ganz ungerechtfertigt. 
Eigentbümlicherweiſe haben Sie Mißtrauen nur gegen die ſtädtiſchen 
Gemeindebebörden, nicht aber gegen die ländlichen. In Preußen be⸗ 
en bereits 342 ſolcher Ortsſtatute in Kraft. Die Motive ſagen, die 
. ſich zu Krankenkaſſenverbänden zu vereinigen, ſei unter den 
Arbeitern nur wenig vorhanden, aber gerade das Gegentheil iſt die 
Wahrbeit, und es ift bedauerlich, daß uns keine ordentliche Statiſtik 
darüber vorliegt. Es ſiebt feſt, daß die Vereine weit zahlreicher wären, 
wenn nicht durch die Behörden die Bildung ſolcher Vereine, beſonders in 
den fünfziger Jahren, außerordentlich erſchwert worden wäre. Sehr be⸗ 
Dauerlich iſt auch, daß unſere Beamten und Lehrer jetzt weit mehr als 
je vorher ſich ſcheuen, mit Arbeitern in Berührung zu kommen und bei 
der Bildung von Vereinen behilflich zu fein. — Wie die Verhältniſſe 
der Arbeiter ſind, für die man einen Zwang einführen will, iſt nicht 
genügend bekannt und auch viele andere wichtige Fragen ſind nicht 
ausreichend aufgeklärt. Die freie Kaſſe ſchließt ſich der Individualität 
der einzelnen und des Ortes an, nicht ſo die Zwangskaſſen. Auch 
ſonſt haben die freien Kaſſen zablreiche Vorzüge vor den Zwangskaſſen. 
und die Exiſtenz dieſer freien Kaſſen wird durch die Zwangskaſſen in 
bobem Grade gefährdet. Gerade die Tagelöhner, die am ſchwerſten 
ſich zur Zeit der Krankheit helfen können, ſollen vom Zwange aus⸗ 
geſchloſſen werden und was ich am nachtheiligſten halte in Bezug auf 
die Form, das iſt die Zwangs⸗Gemeindeverſicherung. Die ganze Ars 
deiterklaſſe ſoll degradirt werden zu einer Klaſſe der Armen und ge⸗ 
wiſſermaßen wird eine Prämie auf die Verbreitung der Großinduſtrie 
gesetzt. Die Arbeiter ſollen nicht theilnehmen an der Organisation 
und Fürſorge für ihre eigenen Intereſſen, und dieſen moraliſchen Nach⸗ 
tbeil ſchlage ich ſehr boch an. Noch nie ift mir ein Geſetz vorgekom⸗ 
men, das jo ſchablonenmäßig, fo ſehr am grünen Tiſch gearbeitet war. 
wie das vorliegende. Beſonders zeigt ſich das auch in den Beſtim⸗ 
mungen über die Karenzzeit. — Das Krankenkaſſengeſetz hängt zuſammen 
mit dem Unfallverſicherungsgeſetz. Das ſollen nach den Worten des 
Reichskanzlers die unteren Etagen ſein, auf denen die oberen aufgeſetzt 
werden follen, zu den letzteren gehört ſchließlich auch die Verſicherung gegen 
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Freitag, 20. April. 


Arbeitslosigkeit und andere unklare Proſekte. Das muß man ſich Alles 


gegenwärtig halten. Die Sozialdemokratie hat ihre Wurzel darin, daß 
man ſich einbildet, es könne durch ſtaatlichen Zwang die Glüäckſeligkeit 
Aller erreicht werden, und die jetzigen Vorſchläge der Regierung und 
der Kommiſſion ſchneiden die Wurzeln der Sozialdemokratie nicht ab, 
ſondern befruchten ſie. Daß die Konſervativen den Regierungsvor⸗ 
ſchlägen zuſtimmen, kann nicht verwundern, aber daß das Zentrum 
mitgeht, iſt nicht recht erklärlich. Denn wie die freien Krankenkaſſen 
der Arbeiter, ſo ſind auch die bürgerlichen Organiſationen durch die 
Vorlage bedroht. Die Stimmung iſt heute ähnlich wie bei Erlaß des 
Sozialiſtengeſetzes. „Es muß etwas geſchehen“, heißt es heute wie da⸗ 
mals. Aber gerade dieſe Materie bietet die allergrößten Schwierig⸗ 
keiten und auf keinem anderen Gebiete iſt ein ſolcher Schritt ſo ver⸗ 
bängnißvoll wie hier. Ebenſo wie ſich der Herr Reichskanzler in Be⸗ 
zug auf das Unfallperſicherungsgeſetz geirrt und es ſpäter erkannt 
und zugeſtanden hat, ſo iſt dies auch hier möglich. Gewiß iſt die 
Frage des Schweißes der Edlen werth; wir meinen aber es wäre em⸗ 
pfehlenswerth, wenn die grundlegenden Paragraphen des Unfallver⸗ 
ſicherungsgeſetzes in einem Vorbericht der Kommiſſion uns gleich nach 
der zweiten Berathung dieſes Krankenkaſſengeſetzes vorgelegt werden 
würden, damit wir uns darüber erſt verſtändigen; ich denke über die 
Detailfragen würden wir dann deſto leichter uns einigen. Die ganze 
Kraft des Reichstags muß auf die Bearbeitung der Arbeitergeſetze 
konzentrirt werden, und da wende ich mich an Herrn von 
Puttfamer, den preußiſchen Miniſter des Innern. enn auf 
die Durchberatbung der Vexrwaltungsgeſetze einſtweilen verzichtet 
wird, dann bleibt uns Zeit die ſozialpolitiſchen Vorlagen durchzu⸗ 
berathen. Aber dann dürfen Sie uns auch nicht mit anderen unnützen 
Arbeiten belaſten. Wegen der Kavaliere, welche Vortheil von den 
Holzzöllen haben, uns mit Berathungen hinhalten, das raubt viel koſt⸗ 
bare Zeit, auch mit ſolchen unfruchtbaren Anträgen wegen der obliga⸗ 
toriſchen Arbeitsbücher, mit der Tabalsmonopolvorlage ſollten Sie uns 
nicht kommen, wenn Sie die e Bedürfniſſe für ſo wichtig 
balten und vor Allem follten Sie nicht die nothwendigſten Lebensbe⸗ 
dürfniſſe des Arbeiters fortwährend vertheuern, wenn Sie dem Arbeiter 
helfen wollen. Wo ſoll denn der Arbeiter ſchließlich noch das Geld 
bernehmen, um die Krankenkaſſengelder zu bezahlen? Gewiß iſt es eine 
Tradition der Hohenzollernſchen Fürſten. das Loos des Arbeiters zu 
verbeſſern. Friedrich der Große war der Anwalt der Armen, und er 
duldete nicht, daß dem Volke das Brot und Fleiſch vertheuert wurde. 
Unvergeßlich iſt auch der Vater unſeres Kaiſers, König Friedrich Wil⸗ 
belm III., deſſen Geſetzgebung Alles abſchaffte, was an der freien Be⸗ 
thätigung der Kräfte hinderte. De Gewerbeordnung, welche auf, Dies 


ſen Traditionen der Hohenzollern ruhte, wollen Sie aber jetzt zerſtören. 


f i rzeugt fein, daß fein parlamentariſches 
a im Stande fein wird, uns unſeren 
ählern, dem Volke gegenüber ins Unrecht zu ſetzen. (Beifall links.) 
Finanzminiſter Scholz: Ich beabſichtige nicht, den ſachlichen 
Ausführungen des Vorredners zu folgen, ſondern will nur einige Er: 
flärungen abgeben. Herr Richter hat gejagt, daß er bereit ſei, in die 
Berathung des Unfa 29 85 einzutreten und die Verantwortung da⸗ 
für ablebne, wenn dieſes Geſetz nicht bald berathen wird. Die Fertig⸗ 
ſtellung dieſes Geſetzes iſt aber in dieſer Seſſion deshalb unmöglich, 
weil mit der bloßen Feſtſtellung einiger Prinzipien, wie es Herr Richter 
wünſcht, nichts erreicht werden kann. Dann aber hat der Herr Ab⸗ 
geordnete gegen das preußiſche Miniſterium und ſpeziell gegen den 
Herrn v. Puttkamer den Vorwurf erhoben, daß es gegen die Botſchaſt 
handele, indem es jetzt die Verwaltungs geſetze zur Berathung bringt. 
Das iſt nicht wahr. Es handelt ſich hier nur um etwa ſiebzig Ab⸗ 
geordnete, derenwegen man eine Vorlage nicht abſetzen wird. Ferner 
hat Herr Richter geſagt, die Regierung bat ſelbſt durch Einbringung 
anderer Vorlagen und beſonders durch das Tabaksmonopol dazu bei⸗ 
getragen, daß die Beſchlußfaſſung über die ſozialpolitiſchen Entwürfe 
hinausgeſchoben worden iſt. Sie werden mir alle zugeſtehen müſſen, 
daß die Verhandlungen über das Monopol bier im Haufe nicht viel 
Zeit gebraucht haben und wenn man bedenkt, wie viel Zeit und Geld 
die Herren darauf verwandt haben, im Lande Stimmung gegen das 
Monopol zu erzeugen, ſo iſt es begreiflich, daß die Herten die Ein⸗ 
bringung deſſelben zu bedauern haben. (Sehr richtig! rechts.) Wäre 
das Monopol aber angenommen worden, dann hätten wir die Mittel 
zur Durchführung der ſozialpolitiſchen Geſetze. (Lebhafter Widerſpruch 
links.) Uebrigens konnte doch wegen der letzteren die Reichsgeſetz⸗ 
gebung nicht ſtille ſtehen und es ſind dem Hauſe nur ſolche Vorlagen 
zugegangen, die mit der Verfolgung der großen Geſetze vereinkar 
find. Herr Richter hat Sie aufgefordert, die erſte Etage nicht mit⸗ 
bouen zu belfen, da man die folgenden nicht kenne. Hätten wir alle 
Geſetze zugleich vorgelegt, fo hätten wir den Vorwurf gehört, daß ſie 
alle nichts taugen. Wir wollen die Erfahrungen, die wir beim erſten 
Geſetze machen, bei den anderen verwerthen. Es giebt allerdings Be⸗ 
rührungs punkte zwiſchen den ſozialpolitiſchen Vorlagen und der Sozial⸗ 
demokratie, auch die Regierung glaubt, mit ſtaatlichem Zwange zum 
allgemeinen Beſten vorgehen zu dürfen. Aber es fragt ſich dabei, wo 
das Schädliche anfange, und dort gehen die beiden Richtungen ausein⸗ 
ander. (Bravo! rechts.) ; 
Abg. Frhr. v. Hertling: Ich ſchlage Ihnen vor, mit Bezug 
auf die Frage, ob auch die ländlichen Arbeiter zu der Zwangsver⸗ 
ſicherung angehalten werden ſollen, zu den Vorſchlägen der Regierung 
zurückzukehren. Meine Hauptbedenken liegen bier in der Schwierigkeit, 
die Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu unterſcheiden und beſonders die 
Herren aus Mittels und Südweſtdeutſchland werden mir beiſtimmen 
müſſen. Die Möglichkeit, die Krankenverſicherung auf die landwirtk⸗ 
schaftlichen Arbeiter auszudehnen, gebe ich zu, aber ich halte es für 
bedenklich, ſie dem Verſicherungszwange zu unterwerfen. Der Zwang 
ift zuerſ in der Induſtrie eingeführt worden. Es iſt fraglich, ob es 
der einzige Weg zu einer gründlichen Hilfe iſt. aber 8 iſt 
es mir, daß es der ſicherſte Weg iſt. Die vorliegenden Anträge kann 
ich nicht annehmen. Es iſt bisher auf dem Lande Brauch geweſen. 
daß die Koſten für die Krankenpflege von den Arbeitgebern getragen 
worden ſind und ich halte es für richtig, daß dieſer Weg nicht verlaſſen 
wird. Die Regierungsvorlage iſt nuch guten Grundſätzen angelegt und 
ich bitte Sie, aus Gründen der praktiſchen Durchführbarkeit, zu der⸗ 
ſelben zurückzukehren. 0 \ 

Abg. Dr. Buhl: Man kann in der Vorlage keinen Punkt finden, 
der die Betheiligung der Arbeiter an den freien Hilfskaſſen ausſchließt. 
Einen gewiſſen Druck werden die Arbeitgeber wohl darauf ausüben, 
daß die Arbeiter in die Ortskrankenkaſſen eintreten. Aber in großem 
Maßſtabe dürfte das nicht vorkommen. Durch die Beſtimmung, daß 
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dreizehn Wochen Unterſtützung gewährt, wird allerdings den erſteren 
eine erdrückende Konkurrenz gemacht. Bei den Beiprehungen, die ich 
mit ſozialiſtiſchen Arbeitern hatte, haben mir alle, denen ich die Ten⸗ 
denz des Geſetzes auseinandergeſetzt hatte, ihre volle Uebereinſtimmung 
damit ausgeſprochen. Dem Vorſchlage des Herrn v. Hertling kann ich 
nicht beiſtimmen, da ich es für nothwendig erachte, daß man auch die 
Verſicherung der landwirthſchaftlichen Arbeiter zur Regel macht Aehn⸗ 
lich hat ſich auch der Landwirthſchaftsrath ausgeſprochen, der beſonders 
betonte, daß durch die Ausnabmeitellung der landwirthſchaftlichen Ar⸗ 
beiter der Landwirthſchaft eine unerträgliche Konkurrenz mit der In⸗ 
duſtrie gemacht werde. Es iſt das Beſtreben unſerer ganzen Zeit, den 
kleinen Landwirth in ſeinem Beſitze zu ſchützen, und dazu wäre die 
Ausdehnung des Verſicherungszwanges auf die Landwirthſchaft eines 
der beſten Mittel. Schon aus dieſem Grunde trete ich für die Kom⸗ 
miſſionsbeſchlüſſe ein. 3 

Abg. v. Wedell⸗Malchow: Ich bin überzeugt, daß die 
Frage der Krankenverſicherung nur von Reichswegen gelöſt werden 
kann, erkenne aber an, daß bei den verſchiedenen Verhältniſſen der 
einzelnen Theile die provinziale Geſetzgebung wird aushelfen 
müſſen. Für meine Perſon bin ich auch für die Einbeziehung der 
ländlichen Arbeiter in das Geſetz, da im anderen Falle ſehr leicht 
die Unzufriedenheit in dieſen Kreiſen genährt werden würde, z 
ihnen täglich die beſſere Lage der Fabrikarbeiter vor Augen treten 
würde. Außerdem iſt es in einigen Gegenden unmöglich zu beſtimmen, 
ob ein Arbeiter induſtrieller oder landwirthſchaftlicher Arbeiter iſt, da 
er in der verſchiedenſten Weiſe vom Gutsherrn beſchäftigt wird. Es 
iſt ſchon eine Forderung der Gerechtigkeit, den ländlichen Arbeitern 
dieſelben Rechte zu gewähren, wie den ſtädtiſchen. Die geſtellten 
Amendements bitte ich abzulehnen, indem ich zugleich dabei bemerke, 
daß ich mit Ausnahme der Zwangsverſicherung der ländlichen Arbeiter 
auf dem Standpunkte meiner Fraktionsgenoſſen ſtehe. Wir haben 
Abſtand genommen Abänderungsanträge einzubringen und ditte Sie 
um Annahme der Kommiſſtonsbeſchlüſſe. (Bravo! rechts.) 

Darauf wird ein Vertagungsantrag angenommen. 

Der Präſident ſetzt die nächſte Sitzung auf Freitag 1 Uhr an. 
Tagesordnung: Berathung über den Handelsvertrag mit Serbien und 
1 Berathung des Krankenkaſſengeſetzes. 

Abg. Sonnemann (ur Geſchäftsordnung): Ich möchte den 
Herrn Präſidenten bitten, die morgige Sitzung um 10 Uhr anzuberau⸗ 
men, ohne Rückſicht auf die Berathungen des preußiſchen Abgeordneten⸗ 
hauſes, da der Reichstag den Vorrang vor den Einzellandtagen haben 
muß. Wenn die Seſſton zu lange hinausgeſchoden wird, jo werden 
wir doch bald beichlußunfäbige Häuſer haben. Ich denke, wir baben 
nicht nöthig, uns um die 70 Abgeordnete zu kümmern, die beiden 
Häuſern angehören. J ö 

Abg. Dr. Windthorſt: Die Frage von den Siebenzig iſt ſchon 
ſo oft hier erörtert worden, daß ich ſie nicht berühren würde, wenn 
nicht der Herr Miniſter Scholz ſie heute wieder angeregt hätte. Als 
die Reichsvertretung geſchaffen wurde, hielt man es für ſehr nützlich, 
daß ein gewiſſer Zuſammenhang beſtehe zwiſchen dem Reickstage und 
den Einzellandtagen und es iſt das nur zu erreichen, wenn eine gewiſſe 
Anzahl von Männern beiden Häuſern angehört. So allein iſt ein er⸗ 
ſprießliches Zuſammenwirken möglich und es iſt zu verwundern, daß 
aus dem Munde eines preußiſchen Miniſters ein Widerſpruch mit dieſer 
Meinung vernommen wird. 

Abg. Rickert interpellirt den Präfidenten darüber, ob zwiſchen 
ibm und dem Präsidenten des Abgeordnetenhauſes eine Verſtändigung 
über das Nebeneinandertagen beider Häuſer erzielt worden iſt. 

Präſident v. Levetzow: Eine feſte Vereinbarung iſt nur für 
morgen getroffen worden. Aber wir haben beſchloſſen. die möglichfte 
Rückſicht auf einander zu nehmen, ſo daß im Falle einer ſehr wichtigen 
Berathung in einem Hauſe, die Sitzung in dem andern ausfallen wird. 

bg. Dr. Hänel: Was die ferneren Verabredungen zwiſchen 
den beiden Präſidenten betrifft, ſo bin ich der Meinung, daß ſie nicht 
ohne vorherige Verſtändigung mit dem Haufe erfolgen darf. Wir 
haben heute ſchon gejeben, wie miß lich die Zweitheilung des parlamen⸗ 
tariſchen Tages iſt. Heute haben wir mitten in einem Paragraphen ab⸗ 
brechen müſſen, das kann alle Tage vorkommen. Ich bitte den Herrn 
Präſidenten, ſich zu vergewiſſern, wie die preußiſche Regierung über 
das weitere Tagen des Abgeordnetenhauſes denkt und dann mit Hinzu⸗ 
ziehung von Vertrauensmännern mit dem Präſidenten des Abgeord⸗ 
netenhauſes Vereinbarungen zu treffen. Herrn Windthorſt erkläre ich 
mit Vergnügen, daß ich ſeinen Standpunkt theile und glaube nicht, 
daß man ihm etwas ſachliches entgegenhalten kann. 

Abg. v. Bennigſen: Wenn nicht Vereinbarungen getrofien 
werden, ſo würden wir täglich in die Lage kommen, Geſchäftsordnungs⸗ 
debatten zu haben. Ich bitte den Herrn Präſidenten nach dem Vor⸗ 
ſchlage des Herrn Hänel zu verfahren und einen Arbeitsplan feſtzu⸗ 
ſtellen, damit wir nicht täglich darüber 1 berathen haben, was wir in 
den nächſten vierundzwanzig Stunden thun ſollen. 

Abg. Dirichlet bittet den Präſidenten, die Geſchäfte ohne 
Rückſicht auf den preußiſchen Landtag beſtimmen zu wollen. Ein ges 
meinſames Tagen beider Häuſer geht über die menſchliche Kraft hinaus. 
Nicht nur die Siebzig leiden darunter, auch die anderen Mitglieder 
des Hauſes, die ihre Zeit beſſer verwerthen können, als unthätig in 
Berlin zu bleiben. Wichtigere Geſetze, als das Verwaltungs geſetz und 
das Krankenkaſſengeſetz, giebt es wohl kaum und wenn die Präſidenten 
beſchloſſen haben, bei ſo wichtigen Berathungen Rückſicht auf einander 
au ER: fo iſt es nicht zmeifelbaft, daß das Abgeordnetenhaus zu⸗ 
rücktritt. 


rege 0 f. bie ſechsgeſpaltene Petitzeile ober Deren 

m, Reflamen erhältnißmäßig höher, find an die 

Expedition zu ſenden und werden für die am fol⸗ 

genden Tage Morgens 7 Uhr erſcheinende Nummer bir 
5 Uhr Nachmittags angenommen. 


Abg. Frhr. v. Minnigerode: Wir haben heute vier Stunden 


eſeſſen und der Schlußantrag iſt ja von der linken Seite ausgegangen. 

s iſt richtig, daß der Reichstag vorangeht, aber nur durch die Schuld 
der Liberalen ſind wir in dieſe Lage gebracht worden; wir haben 14 
Tage für uns gehabt, durch die namentlichen Abſtimmungen und Ihre 
langen Reden haben Sie nur die Berathung der Gewerbenovelle er⸗ 
reicht. Schluß 53 Uhr. 


Dom Fandlage. 
Abgeordnetenhaus. 
53. Sitzung. 
Berlin, 19. April. Am Miniſtertiſch: v. Puttkamer. Maybach, 
Friedberg, Lucius. % SER 
Präſident v. Köller eröffnet die Sitzung um 10} Uhr. 
Die zweite Berathung der Zekundärbahn⸗Vorlage wird 


die freien Hilfskaſſen nur ſechs Wochen, die Ortskrankenkaſſe dagegen.] fortgeſetzt. 
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Für Umgeftaltung und Erweiterung des Bahnhofs Steglitz 

ei Berlin) verlangt die Vorlage die Summe von 422,000 Mark: die 
Kommiſſion beantragt dieſe Poſition zu ſtreichen, weil fie der Meinung 
iſt, daß die 17 mit geringeren Mitteln zu erreichen ſei. 

Die Abgg. Wolff und Cremer beantragen, die Regierungs⸗ 
vorlage wieder herzuſtellen. = 

Abg. Wolff hält die Umgeſtaltung des Bahnbofes Steglitz mit 
Rlückfihk auf die große Frequenz des Bahnbofes für ſehr dringend. 
70 bis 80 Züge laufen täglich dort ein, und da der Bahnhof mitten 
in dem Orte liegt, fo iſt für die Paſſanten der Albrechtſtraße, an der 
der Bahnhof liegt, manche Gefahr und Unannehmlichkeit vorhanden, 
welche durch Anlage eines Tunnels beſeitigt werden können. Die An⸗ 
lage des Babnhofes an der jetzigen Stelle iſt kein Kompliment für die 

here Privatbahnverwaltung, und wir freuen uns, daß die Staats⸗ 

bnverwaltung das Intereſſe der Bahn beſſer vertritt. . 

Abg v. Tiedemann (Bomſt) ift der Meinung, daß die ges 
e a ala zu hoch iſt und bittet die Regierung, im nächſten 
—.— einen Plan, der mit geringeren Mitteln durchzuführen iſt, vor⸗ 
zulegen. 

Geh. Rath Seehuſen erklärt es für unmöglich, die Umgeſtal⸗ 
tung des Bahnhofes billiger herzustellen, hält dieſelbe aber bei der 
großen 7 der Station für unumgänglich nothwendig. 

Miniſter Maybach: Nachdem man ſich überzeugt hafte, daß der 
Zweck, der hier erreicht werden ſoll, auf anderem als dem 9 
genen Wege nicht erreicht werden kann, hat ſich die königliche Staats- 
regierung entſchloſſen, dieſe verhältnißmäßig hohe Summe in den Etat 
einzuftellen, Eine Verantwortung für die beſtehenden Zuſtände können 
wir nicht länger übernehmen. Wäre die Bahn noch in Privatverwal⸗ 
tung, ſo würden wir keinen Anſtand genommen haben, ſie zu den Um⸗ 
änderungen zu zwingen. Der Privatbahnverwaltung kann man aus 
der Anlage des Bahnhofes an der jetzigen Stelle keinen Vorwurf 
machen, da zur Zeit der Anlage derſelbe den damaligen Verhältniſſen 
völlig entſprach. Der Differenzpunkt iſt die Anlage des Perſonentun⸗ 
nels, welcher auf 25,000 M. veranſchlagt iſt Wenn wir davon abſehen 
wollten, ſo müßten wir an der Abfahrtſeite eine Gepäck⸗Expedition und 
eine Billetverkauf⸗Stelle mit einem beſonderen Beamten einrichten, und 
das würde uns noch mehr loſten als der jetzige Anſchlag. Sollte die 

ofition doch geſtrichen werden, fo würde ich mich auf die Gefahr einer 

tsüberſchreitung dazu veranlaßt fühlen, im Intereſſe der Sicherheit 
der Paſſanten, die Umgeſtaltung auszuführen. 5 

Abg. Ludwig macht den Miniſter auf die jämmerlichen Bahn⸗ 
hofszuſtände in den „preußiſchen Hinterländern“ aufmerkſam, wo es oft 
an den nöthigſten Lokalitäten für die Reiſenden fehlt und bittet auch 
dort Abhilfe zu ſchaffen. Bei der Forderung für Steglitz handelt es 
ſich wieder um die Intereſſen von Berlin und es wird den Berlinern 
nicht ſchaden, wenn ſie an den wölf Sonntagen, an denen die Extra⸗ 
züge nach Steglitz gehen, ohne Bahnhofshalle ſein werden; naß werden 
1% nicht werden, da fie nicht ohne Schirm auszugehen pflegen. (Heiter⸗ 

eit.) Die jetzige Bretterbude hält noch zehn Jahre vor. Ich bitte 
Sie, den Antrag der Kommiſſion anzunehmen. 1 

Abg. Wolff: Der Neubau ſoll keineswegs für die Berliner aus⸗ 
geführt werden. Steglitz bat über 6000 Einwohner und 1912 Bahn⸗ 
Abonnenten, es iſt alſo zweifellos, daß hier für die Einwohner von 
Steglitz ein dringendes Intereſſe vorliegt. 5 

Abg. Dr Lieber: Berlin zieht polypenartig alle Vorſtädte an 
ſich heran und wird wohl auch ſchließlich die Entwickelung durchmachen, 
die Paris zwang, im Jahre 1871 die Herrſchaft der Kommune über 
ſich ergeben zu laſſen. Wir haben alle Veranlaſſung, ſolchen Projekten, 
wie dem vorliegenden, mit Vorſicht gegenüberzutreten, damit wir nicht 
wieder ſo tief in die Tinte kommen, wie bei der Stadtbahn. (Sehr 
richtig! rechts.) So lange wir draußen in der Provinz Unbequemlich⸗ 
keiten zu ertragen haben, muthe man uns nicht zu, für die Herren 
Berliner und deren Bequemlichkeiten ſo hohe Summen zu bewilligen. 
Auf der Station Caſtell an der Taunusbahn find ſolche Zustände, wie 
fie Herr v. Ludwig geſchildert hat, und obwohl die nach Wies baden 
zur Kur gebenden Kranken dort warten müſſen, exiſtirt dort nicht ein⸗ 
mal eine Wartehalle. Wenn die Kommiſſton auch bat die Bequemlich⸗ 
keit der Steglitzer nichts bewilligen wollte, ſo hat ſie ſich doch für 
Genehmigung der Anlagen, die der Sicherheit der Paſſagiere dienen 
ſollen, entſchieden. Es iſt deshalb bedauerlich, daß der Herr Miniſter 
dabei bleibt, die Anlagen beider Art zugleich ausführen zu müſſ en. 
Wenn der Herr Miniſter durch eine Etatsüberſchreitung die Koſten 
zur Ausfübrung gewinnen will, ſo würde ich das ſehr bedauern und 
ich hoffe, daß es hier Niemand giebt, der eine ſolche dechargiren würde. 

Miniſter Maybach: Die Nothwendigkeit einer Umgeſtaltung des 
Bahnhofs iſt deshalb ſo dringend, weil noch im vorigen Winter der 
Bahnbof zwei Mal überſchwemmt worden iſt. Der Vorwurf, inkonſti⸗ 
tutionell zu verfahren durch eine Etatsüberſchreitung, wäre gerecht⸗ 
fertigt, wenn es ſich nicht um eine Frage der Sicherheit des Lebens 
der Paſſagiere handelte. Wenn eine ſolche Etatsüberſchreitung im 
vollen Bewußtſein der Nothwendigkeit gemacht wird, ſo darf man auch 
hoffen, daß ſie nachber gebilligt werden wird. Auch ich halte die Summe 
für ſehr hoch und ich kann nur verſichern, daß wir nach der Bewilli⸗ 
gung darauf ſehen werden, möglichſt zu ſparen. (Beifall rechts.) 

Abg. v. Minnigerode glaubt, daß trotz eines Maforitäts⸗ 
beſchluſſes die Verantwortung des Miniſters beſtehen bleibt für ſolche 
Zuftände, wie fie in Steglitz beſtehen. Die Verwaltung hat die Ver⸗ 
pflichtung, dagegen vorzugehen. va 3 

Abg. Büchtemann: Mir iſt es unerklärlich, wie bei dieſer 
Theorie das Budgetrecht beſtehen kann. Wenn bier beſchloſſen wird, 
den Plan nicht auszuführen, ſo würde durch eine Etatsüberſchreitung 
das Budgetrecht verletzt, zumal e? ſich hier nicht um drohende Gefahren 
handelt. — Das Eintreten des Abg. Wolff für das Projekt iſt nur 
ein Dankesvotum für feine Steglitzer Wähler. Die Angriffe dieſes 
Herrn auf die frühere Privatverwaltung der Bahn find unzutreffend; 
derſelbe zeigte ſich jo wenig inſormirt über die dortigen Verhältniſſe 
daß es nicht verlohnt, auf ſeine Angriffe einzugehen. Bei einer ähn⸗ 
lichen Gelegenheit hat her Wolff andere Anſichten entwickelt, vielleicht 
kommt bald die Zeit, wo er wieder mit einer anderen Anſicht hervor⸗ 
tritt. Für die Vertheidigung der ehemaligen Verwaltung der Bahn 
durch den Herrn Miniſter, bin ich dieſem ſehr dankbar. Herrn Wolff 
möchte ich aber rathen, bei ſeinem Auftreten ſich mehr von der Gerech⸗ 
tigkeit, als von anderen Intereſſen leiten zu laſſen. (Sehr gut! links.) 

Darauf wird die Debatte geſchloſſen. 8 

Abg. v. Tiedemann erklärt zur Geſchäftsordnung, daß ſeine 
3 nachdem der Herr Miniſter in der Kommiſſton nicht erörterte 

ova in die Diskuſſion eingeführt hatte, für die Poſition ſtimmen wer⸗ 
den. (Hört! hört!) 7 a 

Abg. Wolff: Der Ton, den Herr Büchtemann gegen mich an⸗ 
geſchlagen, beweiſt mir, daß ſeine Freunde darüber ſehr unangenehm be⸗ 
rührt jind, daß der Abg. Cremer und ich die Liberalen in dem Wabl⸗ 
kreiſe virdrängt haben. Dieſen Aerger wollen wir den Herren noch 
recht oft bereiten. (Heiterkeit rechts.) . 

2 277 wird die Poſition mit 173 Stimmen gegen 141 Stimmen 
abgelehnt. . j 

065 entſpinnt ſich darauf eine Geſchäftsordnungs⸗Debatte, indem 
Abg. Windthorſt um 12 Uhr beantragt, mit Rückſicht auf die um 
1 Abr angeſetzte Sitzung des Reichstages die Sitzung abzubrechen. 

Abg. v. Rauchhaupt wünſcht die Erledigung des heutigen 
Penſums, da die kurze Zeit, die dem Abgeordnetenhauſe für ſeine Be⸗ 
rathungen gewährt iſt, ausgenutzt werden muß. 

Abg. Rickert bittet gleichfalls, die Sitzung jetzt zu vertagen, da 
ſich nach Schluß der Sitzung eine längere Geſchäftsordnungs⸗Debatte 
entwickeln wird. 8 . , 

45 v. Bennigſen bittet, noch eine halbe Stunde zu be⸗ 
rathen. } 
Abg. Büchtemann hält es für zweckmäßiger, jetzt abzubrechen, 
da man in einer halben Stunde mitten in einer Poſition ſtecken blei⸗ 
ben würde. 


Abg. Windthorſt zieht darauf ſeinen Antrag zurück und die 
Berathung wird fortgeſetzt. f ö 

Für die Umgeſtaltung des Bahnhofes Wildpark bei Potsdam ver⸗ 
— BR Vorlage 355,000 Mark, welche die Kommiſſion zu bewilligen 

antragt. 

Nach einer kurzen Debatte zwiſchen den Abgg. v. Rauchhaupt und 
Büchtemann wird dieſe Poſttion bewilligt. 0 

Für die Erweiterung, Umgeſtaltung und beſſere Verbindung der 
Gruben- und Hüttenanſchlüſſe, ſowie der Bahnböfe im rbeiniſch⸗weſt⸗ 
fäliſchen ee verlangt die Regierungsvorlage die Summe 
von 6,160,000 Mark. Die Kommiſſion beantragt dagegen dieſe Summe 
für die Herſtellung eines Sammel⸗ und Nangirbohnhoſes bei Jrintrop 
und für die Erweiterung der Bahnhöfe bei Wanne Herdecke und 
Hamm zu ſolchen Bahnhöſen, ſowie für die in der Regierungsvorlage 
benannten Umgeſtaltungen zu verwenden. 5 

Abg. Frhr. v. Schorlemer⸗Alſt befürwortet die Annahme 
dieſer Poſtzion und richtet an den Miniſter die Frage, ob die Regie⸗ 
rung gewillt iſt, die Strecke Bommern⸗Witten mit einer Eiſenbahn⸗ 
brücke über die Rubr auszubauen. 2 

Miniſter Maybach betont das Intereſſe der Staatsregierung an 
dem Ausbau dieſer Bahnlinie, kann jedoch weder eine beſahende noch 
eine verneinende Antwort geben. ö 

Das rg vertagt ſich darauf. g 5 

Der Präſident ſetzt die nächſte Sitzung auf Freitag 10 Uhr 
an und auf die Tagesordnung die Fortſetzung der abgebrochenen De⸗ 
batte, Rechnungsſachen, Bericht der Wahlprüfungs⸗Kommiſſion und 
Gele über die Schul verſäumniſſe. 

bg. Rickert (sur Geſchäftsordnung): Ich bitte den Herrn Prä⸗ 
ſidenten, mitzutheilen, welch! fernere Diepofitionen über die Geſchäfte 
des Hauſes er beſchloſſen hat. Es iſt ein offenes Geheimniß, daß es in 
der Abſicht lag, die Verwaltungsgeſetze morgen auf die Tagesordnung 
zu ſetzen. Ich ga dagegen proteſtiren zu müſſen, denn es iſt un⸗ 
möglich, daß Reichstag und Abgeordnetenhaus nebeneinander tagen. 
Die preußiſche Regierung hat alle Veranlaſſung, nachdem der Kaiſer 
es für die höchſte Aufgabe erklärt hat, die ſozialpolitiſchen Vorlagen 
durchzuberathen, von der Berathung der Verwaltungsgeſetze vorläufig 
Abſtand zu nehmen. Wenn das Miniſterium die Abſicht des Kaiſers 
unterſtützen will (Obo! rechts) — und ich nehme das an — dann iſt 
es feine Pflicht, alle Hinderniſſe hinwegluräumen, welche die Durchbe⸗ 
rathung des Krankenkaſſen⸗ und Unfallverſicherungsgeſetzes ſtören 
könnten. Der Reichstag muß auch das letztere erledigen, aber das 
wird nur dann möglich fein, wenn das Abgeordnetenhaus dies nicht 
hindert durch gleichzeitiges Tagen. Deshalb hoffe ich, daß das Mini⸗ 
erium unſere Bitte erfüllen wird. Am beſten wäre es, wenn der 
ndtag geſchloſſen oder vertagt würde; ich bitte deshalb den Herrn 
R die Verwaltungsgeſetze vorläufig nicht zur Berathung 
zu ſtellen. 

Miniſter v. Puttkamer: Ueber die geſchäftliche Lage will ich 
mich nicht äußern, da die Geſchäftsordnungsdebatte morgen doch 
wiederholt werden wird. (Sehr richtig! rechts.) Ich will nur meiner 
Ueberraſchung darüber Ausdruck geben, daß ein Abgeordneter, wenn 
auch nur konditionell, die Abſicht des Miniſteriums, die Botſchaft und 
deren Ziele zu unterſtützen, in Frage ſtellt Damit würden wir gegen 
unſeren Eid verfahren, und ich erkläre, daß ich das Staatsminiſterium 
aufs Entſchiedenſte gegen ſolche Unterſtellung verwahre. (Bravo! rechts.) 

Abg, v. Rauchhaupt: Wir find an dem Punkte angelangt, 
der vor Oſtern bereits vorausgeſehen werden konnte. Es war ganz 
klar, daß Sie ſich durch die Vertagung in eine Kolliſton mit dem Reichs⸗ 
tag bringen würden; Sie ſind durch ihre eigenen Beſchlüſſe in dieſe 
Lage verſetzt und num proteſtiren Sie dagegen. (Lebhafter Widerſpruch 
links.) Davon ſteht in der Botſchaft nichts, daß das Unfallgeſetz ſofort 
erledigt werde, das ſoll für den Winter reſervirt werden, es wird allein 
die Berathung des Etats pro 1884/85 8 N (Sehr richtig! rechts.) 
Die ſchwierigſten Kommiſſionsſitzungen find hier und im 1 er⸗ 
ledigt, und es handelt ſich jetzt nur darum, die Früchte dieſer Arbeiten 
im Plenum einzuheimſen. Das iſt ſehr gut möglich und diejenigen 
von den 350 Abgeordneten, die nicht im Reichstage ſitzen und der Be⸗ 
rathung der Verwaltungsgeſetze widerſprechen, werden vom Volke dafür 
verantwortlich gemacht werden. (Bravo! rechts. 5 

„Abg. Frhr. v. Zedlitz⸗ Neukirch: Ich will nur gegen die 
Meinung proteſtiren, als ob diejenigen, die die Berathung der Ver⸗ 
waltungsgeſetze wünſchen, den Intentionen der Botichaft zuwiderhandeln. 
Wie Konflikte mit dem Reichstag zu vermeiden ſind, werden wir bei 
jedem konkreten Falle entſcheiden und ich werde Ihnen dann annehm⸗ 

are Vorſchläge machen. ö h 

Abg. Dirichlet: Es iſt von Niemand beftritten worden, daß 
diejenigen Herren, welche die Berathung der Verwaltungsgeſetze wollen, 
nicht auf dem Boden der Botſchaft ſtehen. Aber praktiſch würden wir 
der Botſchaft zuwider handeln, wenn wir in die Berathung derſelben 
eintreten würden. Der Abg. von Rauchhaupt ſcheint überſehen zu 
haben, daß wir durch königliche Verordnung vertagt worden ſind. 
(Sehr richtig! links.) Es tit doch ſeltſam, daß der Führer der Kon: 
ſexvativen ſo wenig mit parlamentariſchen Vorkommniſſen vertraut iſt. 
(Sehr gut! links.) Alſo die Regierung trägt die Verantwortung für 
die bedrängte Geſchäftslage und ich habe geglaubt, daß ſie wenigſtens 
an den Herrn Präſidenten das Erſuchen richten werde, von der Bes 
rathung der Verwaltungsgeſetze einſtweilen abzuſtehen. Die Herren 
von der Rechten würden hier eine andere Sprache ſorechen, wenn ſie 
u 1 ; 005 geringer Zahl im Reichstage vertreten wären. (Sehr 
wahr! links. 

Abg. Rickert: Der 14 85 des Herrn Miniſters gegen etwas, 
was ich nicht geſagt habe, hat mich in Erſtaunen gelest- Ich muß 
dem Miniſter doch erwidern: Feder ſpricht, wie er Luft hat, und ich 
habe nicht gewußt, daß wir noch Vorſchriften über die Form, wie wir 
ſorechen ſollen, vom Miniſtertiſch entgegennehmen mößten. — Die 
Interpretation der Botſchaft durch Herrn von Rauchhaupt iſt voll⸗ 
ſtändig falſch, der Kaiſer will eine ſchleunige Berathung des Unfall⸗ 
Bas if und auch wir wollen nicht, daß es länger unerledigt bleibt, 

as iſt aber nur möglich, wenn die Arbeiten des Reichstages nicht 
durch die Berathungen des Abgeordnetenhauſes geſtört werden. An 
dem Einheimſen der Früchte Ihrer Thätigkeit wollen wir Sie (zur 
Rechten) nicht hindern und auch dem Herrn Miniſter wollen wir den 
Ruhm nich: rauben. Wir konſtatiren aber mit unſerem Widerſpruch 
gegen die Berathung der 5 vor dem Lande, daß wir 
dem Reichstag für ſeine wichtigeren Arbeiten Raum ſchaffen wollen. 

Abg. v. Rauchhaupt: Die Königliche Vertagungsordre iſt nach 
dem Beſchluß des Seniorenkonvents erfolgt. (Heiterkeit links.) Sie 
Gur Linken) wollen, weil Sie in der Minorität ſind, nicht, daß hier 
etwas zu Stande komme. (Heiterkeit links.) Wenn Sie den guten 
Willen haben, dann können wir erreichen, was wir wollen, und ich 
verſtehe nicht, wie ſich die Herren mit dieſem ſpärlichen Reſultat einer 
ſechsmonatlichen Seſſion zufrieden geben wollen. (Beifall rechts.) 
Abg. v. Ludwig: Die Schuld an der bedrängten Geſchäftslage 
liegt an dem Seniorenkonvent; aber ich habe mich in der ganzen Ge⸗ 
ſchäftsordnung umgeſehen, ohne von dem Seniorenkonvent etwas entdeckt 
zu haben. Ich denke, es ſollte hier ſtreng nach der Geſchäftsordnung 
verfahren werden. Was wir vor Oſtern über die Vertagung wußten, 
hatten wir nur aus den Zeitungen. Um 180,000 Mark zu erſparen, 
wurden wir vertagt, anſtatt uns bis zum 19. März tagen zu laſſen 
und am Dienſtag nach Oſtern die Verhandlungen wieder aufzunehmen. 
Wir hätten damit 11 Plenarſitzungen mehr halten können. Der Se⸗ 
ee iſt alſo der Karnickel, „der hier angefangen hat.“ (Große 

eiterkeit! 

Abg. Freiherr v. Minnigerode: Aus den Worten der Herren 
von der Linken geht hervor, daß ſie ſich aus perſönlichen Gründen der 
Berathung der Verwaltungsgeſetz widerſetzen. Dabei hätte ſich Herr 
Rickert die Beziehung auf die kaiſerliche Botſchaft erſparen können. 
Das Krankenkaſſen⸗ und Unfallgeſetz find ganz einfache Dinge (Heiter: 
keit links) und es iſt gar nicht einzuſehen, daß durch die Verwaltungs⸗ 


geſetze die Geſchäfte des Reichstages geſtört werden Die Botſchaft 
will das Unfallgeſetz übrigens erſt im Winter berathen und bezeugt 
ſelbſt, daß es ſehr wichtig iſt, wenn die Verwaltungsgeſetze baldigſt er⸗ 
ledigt werden. Eine Kolliſton ift gar nicht denkbar. 

. Abg v. Schorlemer (Alſt): Trotz der halben Stunde, die 
wir ſchon auf dieſe Debatte verwenden, werden wir morgen nicht 
früher fertig werden (Sehr richtig!) und es wäre ſehr zweckmäßig. 
wenn der Herr Präſident morgen eine beſondere Stunde für die 
Geſchäftsordnungsdebatte anſetzen wollte. (Heiterkeit.) Dann möchte 
ich Herrn von Zedlitz⸗Neukirch bitten, die annebmbaren Borichläge, 
von denen er geſprochen, uns mitzutheilen. Er bätte damit den 
Stein der Weiſen gefunden. (Sehr richtig! links.) Ich bitte den 
verehrten Herrn, uns doch noch heute dieſe guten Vorſchläge mit⸗ 
ee damit wir bis morgen darüber nachdenken könnten. (Große 

eiierkeit. 

Abg Dr. Hänel: In dieſe Bitte ſtimme ich mit Herrn v. Schor⸗ 
lemer überein. Wenn die Herren von der Rechten glauben, daß das 
Unfallgeſetz für den Winter beſſer vorbereitet werde, fo bitte ich Sie, 
doch mehr für den Tag zu denken. Die Herren bedenken nicht, daß 
das Krankenkaſſengeſetz präſudiziell für das Unfallgeſetz iſt und eine 
Deratbung des erſteren ohne Bezug auf das andere nicht möglich iſt. 
Das glaubt wohl auch keiner von den Herren auf der Rechten und es 
iſt wohl nur auf einen äußerlichen Eindruck abgeſehen, daß die Ver⸗ 
waltungsgeſetze neben den Arbeiten des Reichstags erledigt werden 
können. Wer von Ihnen iſt denn im Stande, gleichzeitig die verſchie⸗ 
denen Kommiſſionsberichte zu ſtudiren. Ob die Vertagung nach 
Beſchlüſſen des Seniorenkonvents erfolgt iſt, iſt ſehr unweſentlich, des⸗ 
halb bleibt fie doch ein königlicher Alt und gerade die Vertagung hat 
uns in die unangenehme Lage gebracht. We kann man denn 
baupten, daß wir, die Mmorität, die Verhandlungen uns unanges 
nehmer Geſetze möglichſt hinaus ſchieben wollen, das iſt doch ein Wider⸗ 
Da Denn ein ſolches Streben könnte die Majorität leicht unmög⸗ 
ich machen. 

Abg. Windthorſt: Herr von Rauchhaupt hat erklärt, daß 
jeder, der die Verwaltungsgeſetze nicht letzt berathen wiſſen will, gegen 
dieſelbe ſei. Ich babe nicht die Abſicht, dieſelben nicht zu Stande 
kommen zu laſſen, halte es aber doch für zweckmäßig, den Landtag bis 
zum Oktober zu vertagen. . ? 

Abg. Dirichlet: Wenn die Konſervatwen auf die Anweſenbeit 
des Herrn von Minnigerode bei der Berathung der Verwaltungs⸗ 
geſetze kein Gewicht legen, fo iſt uns das gleichgiltig, aber wir von 
der Linken wollen nicht darauf verzichten, der Berathung eines je 
wichtigen Geſetzes beizuwohnen. 

räſldent v. Köller: Herr von Levetzow hat mir verſichert, 

daß der Reichstag wöchentlich einen Tag ausſetzen wird, den wir ganz 

für uns haben werden, und für die anderen Tage haben wir Zeit von 

10 bis 1 Uhr. (Rufe: neun Uhr!) Unter dieſen Umſtänden können 

wir bis Pfingſten die zweite und dritte Beratbung der Verwaltungs⸗ 

eſetze erledigt haben und das Herrenhaus könnte ſich gleich nach 
Nnaften darüber ſchlüſſig machen. Schluß 13 Uhr. 


r. Stadtverordnetenſitzung 
am 19. April. 
Anweſend find 29 Stadtverordnete, und zwar die Herren: Brodnig, 

Dr. Buski, Fiebig, Fontane, Dr. Friedländer, Herz, Jäckel, B. Jaffe, 
A. Kantorowicz, Kirſten, Klemme, König, Kronthal, Dr. Landsberger, 
Lange, Dr. Lebinski. Manheimer, Milch, Müller, Mügel, Orgler, 
Prausnitz, Röſtel. Roſenfeld, Schweiger, Dr. Szymanski, Tſchuſchke, 
Türk. Ziegler. Von Magiſtratsmitgliedern find anweſend Bürger 
meiſter Herſe und die Stadträthe: Stadtbaurath Grüder, Kantorowicz, 
Dr. Loppe, Rump. — Bevor in die Tagesordnung eingetreten wird, 
ment der Weiten Siam. B. Del . — ge 

eilungen. Nach einer theilun Magiſtrats iſt von demſe 
in Folge des bei HB = 
ein Theil des Mobiliars des Stadttheaters in Selbſtverſicherung über⸗ 
nommen worden. Da dieſer Gegenſtand nicht auf der Tages ordnun 
ſteht, ſo wird von einer Diskuſſton über denſelben vorläufig Abſtan 


genommen. . 8 
Es wird hierauf in die Feſtſtellung der Bedin⸗ 
N für Submiſſionen und Bergebung von 
eiſtungen und Lieferungen eingetreten. Maaiſtrat hatte 
den Antrag geſtellt, die Verſammlung möge ſich damit einver⸗ 
ſtanden erklären, daß die für Submiſſionen und Verg⸗bung von 
Leiſtungen und Lieferungen für den Staat eingeführten miniſteriellen 
Bedingungen auch für die Stadtgemeinde Poſen adoptirt würden. Die 
Baukommiſſton hat die Angelegenheit eingehend berathen, und ihr Vo⸗ 
tum, welches in manchen Punkten von den minifteriellen Bedingungen 
abweicht, in einer zur Vertheilung gelangten Druckſchriſt niedergelegt. 
Nachdem nun in der Sitzung am 4. d. M. beſchloſſen worden war, 
die Rechtskommiſſion mit der Berathung über die von der Baukom⸗ 
miſſion in Betreff des Schiedsgerichts gemachten Vorſchläge (§ 19) zu 
beauftragen, jo berichtet im Namen der Rechtskommiſſſon zunächſt 
Stadtv. Klemme. Derſelbe erklärt, daß die Kommiſſion keinerlei 
Bedenken in Betreff der gemachten Vorſchläge hege, und demnach in 
reck tlicher ai empfehle, den 5 19 gemäß dem Entmwurfe anzu⸗ 
nehmen. — Gemäß dem Antrage des Stadty. Fontane wird zunäch 
über diejenigen Bedingungen berathen in Betreff deren Magiſtrat un 
Kommiſſion im Weſentlichen einverſtanden ſind. — Es werden nun 
von der Verſammlung die allgemeinen Bedingungen, ſowie alle von 
der Kommiſſion nicht beanſtandeten Bedingungen in Betreff der Lei⸗ 
ſtungen und Lieferungen angenommen. Nur bei einzelnen Paragraphen 
werden kleine Aenderungen gemacht. Magiſtrat hatte beantragt. die 
Abgebote follten in ganzen Prozentſatzen gemacht werden; die Kom⸗ 
miſſion dagegen: das Wort „ganzen“ ſoll wegfallen, und dieſer An⸗ 
trag wird angenommen. Eine längere Diskuſſton entwickelt ſich dar⸗ 
über, ob Mitglieder des Magiſtrats und Stadtverordnete von der Be⸗ 
tbeiligung an Submiffionen auszuſchliezen ſeien, oder nicht. Us 
kommiſſton hatte fich in ihrer früheren Zuſammenſetzung für den Aus⸗ 
ſchluz, in ihrer jetzigen Zuſammenſetzung gegen den Ausſchluß ausge⸗ 
ſprochen. Stadtv. Tſchuſchke empfiehlt unter Hinweis auf möglicher⸗ 
weiſe eintretende Konflikte den Ausſchluß; gegen den Ausſchluß 1 
die Stadtv. Prausnitz, Fontane, Kirſten, Jäckel, Dr. 
Lebinski. Von erſterem wird dabei darauf hingewieſen, daß, wenn 
Magiſtrats⸗Mitglieder und Stadtverordnete von der Betbeiligung aus: 
geſchloſſen würden, man ſich, zum Schaden der Stadtgemeinde, nach der 
einen oder nach der anderen Seite hin tüchtiger Kräfte berauben werde; 
entweder würden Perſonen, welche als Stadtverordnete Tüchtiges leiſten 
könnten, eine ſolche Wahl ablehnen, um ſich nicht des Rechtes der Be⸗ 
theiligung an Submiſſtonen zu begeben; oder es würden Perſonen, 
welche z. B. in baulicher Beziehung Tüchtiges für die Stadtgemeinde 
leiſten würden, dadurch brach gelegt, daß ſie Stadtverordnete oder 
Magiſtrats mitglieder find. — Nach längerer Diskuſſton wird der Ans 
trag der Kommiſſion, Magiſtratsmitglieder und Stadtverordnete von 
der Betheiligung an Submiſſionen auszuſchließen, von der Verſamm⸗ 
lung abgelehnt. — Eine weitere Diskuſſion entwickelt ſich darüber, von 
welchem Termine ab die Submittenten eine beſtimmte Zeit lang an 
ihre Offerten gebunden ſein ſollen: von der Einxeichung der Offerten, 
von dem Submiſſionstermine, oder von der Ertbeilung des Zuſchlags 


ab. Die Verſammlung beſchließt, daß die Submittenten von dem Sub⸗ 


miffionstermine ab eine beſtimmte Zeit (14 Tage ꝛc.) gebunden ſein 
follen, daß dagegen auch der Zuſchlag in einer beſtimmten Friſt von 
dem Submiſſionstermine ab zu erfolgen habe. — Die weitere Beratbung 
über diejenigen Bedingungen, in Betreff deren Magiſtrat und Kom⸗ 
miſſion wesentlich von einander divergiren, wird vertagt. 

Ueber den Antrag des Stadtv. Dr. Friedländer und Ge⸗ 
noſſen, betreffend die Um wandlung der Mittelſchule Zwecks 
Erlangung der Berechtigung zum Einjährig⸗Freiwilligen⸗Dienſte, be⸗ 
richtet als Referent Stadtv. Türk, und führt dabei etwa Folgendes 


A gefahten Beicluffed — 


1 

aus: Nachdem durch Errichtung der 5. Stadtſchule mit großen 
„ Dpfern eine breite Grundlage für das Volksſchulweſen unſerer Stadt 
geſchaffen, Vieles aber noch absichtlich unfertig und proviforiich gelaſſen 
worden fei, trete jetzt die Aufgabe an die ſtädtiſchen Behörden heran, 
dieſen Ausbau in die Hand zu nehmen, und zwar mit der Mittelſchule 
u beginnen. Als die Mittelſckhule errichtet wurde, beabfichtigte man, 

it eine ſogenannte Hoffmann 'ſche Mittelſchule, nicht eine Mittel⸗ 
ſchule der allgemeinen Beſtimmungen ins Leben zu rufen; die Mittel⸗ 
ſchule der we, Tan Beſtimmungen jei die Bürgerſchule in ihrer ge⸗ 
genwärtigen Verfaßfung. Die Mittelſchule fei die höchſte Organiſation 
der Volks ſchulen. die jetzige höhere Bürgerſchule dagegen die niedrigſte 
Organiſation der höheren Schulen; die hieſige Bürgerſchule habe nach 
einem Ausſpruche des verftorbenen Oberbürgermeiſters Naumann die 
Aufgabe, zum niederen Handwerker ſtande heranzubilden. Die Mittel⸗ 
ſchule, welche wir gegenwärtig haben, ſei weder eine Mittelſchule nach 
altem Stile, noch eine nach neuem Stile; denn in der Mittelſchule nach 
altem Stile werdenur eine fremde Sprache gelehrt, in der hieſigen aber 
werden zwei fremde Sprachen gelehrt; eine höhere Bürgerſchule aber ſei unſere 
Mittel ſchule auch nicht, da die wiſſenſchaftliche Behandlung gewiſſer 
Di ziplinen in den oberen Klaſſen derſelben nicht durch afademiich 


gebildete Lehrer erfolgt; es fehle ihr daher auch die ſtaatliche Kontrolle 


und Anerkennung. Die böbere Bürgerſchule babe eine hohe Bedeu⸗ 
tung für den Mitteltand, werde daher auch vielfach in Lehrerver⸗ 
ammlungen und Fachſchriften beſprochen und ſei ein Lieblingskind der 
mmunen; auch 2 viele Fachſchulen zu Gunſten dieſer höheren 
Bürgerſchule ein. Es liege im Naturell des deutſchen Weſens, daß 
der Valer ſeinen Kindern zunächſt eine breite Bildungs⸗Grundlage zu 
geben beſtrebt jet, welche dieſelben befähigen, jeden Lebensberuf zu er: 
greifen. Ein nothwendiges Korrelat für dieſe höhere Bürgerſchule ſei 
nun die Berechtigung, zum Einſährig⸗Freiwilligen⸗Dienſte zu ent⸗ 
laſſen. Bei der Störung im Fach Berufe, weiche mit einer dreijährigen 
Dienftzeit unzweifelbaft verknüpft ſei, könne dieſe Frage der Ent⸗ 
laſſung zum Einlährig⸗Freiwilligen⸗Dienſſe als eine ſoziale betrachtet 
werden, zu deren Löſung beizutragen die Kommune verpflichtet ſei, 
indem ſie ein Glied in unſer Schulweſen einrücke, welches uns noch 
„fehlt. Was die bieſige Realſchule betrifft, jo ſei fie zu dem Zwecke 
gegründet worden, um eine Bildungsſtätte zu werden für weitere bür⸗ 
gerliche Berufskreiſe, ſowie bebufs Erziehung des Selbſibewußtſeins zu 
einem auf ſolide Bildung ſtolzen Bürgerthume. So ungeheucheltes 
nun auch den Leiſtungen dieſer Schule und der an ihr wirkenden 
Zebrer gezollt werde, liege es doch an der hiſtoriſchen Entwickelung des 
Realſchulweſens. daß unſere Realſchule den intendirten Zwecken nicht 
erecht geworden je. — Was nun die gegen die Umgeſtaltung der 
Mittelschule in eine höhere Bürgerſchule erbobenen Einwände betrifft, 
fo werde zunächſt gejagt : man werde den Hand werkerſtand depoſſediren, 
indem man ibn aus der Mittelſchule dränge; es ſei das nicht wahr, 
die Handwerker laſſen ihre Söbne meiſtens ſchon aus der 2. oder 
8. Klaſſe der Mittelſchule abgeben; man muüſſe aber das Bedürfniß 
um Beſuche einer höheren Bürgerſchule in weiteren Kreiſen anregen. 
s werde ferner behauptet, die Freiwilligen, welche die höhere 
Bürgerihule beſucht bätten, würden doch nicht zu Reſerve⸗ 
fisieren gemacht werden; die meiſten Väter derartiger Frei⸗ 
willigen beabſichtigten dies aber auch gar nicht. Wenn ferner 
geſagt wird: es werde durch die Beſtrebungen, die Mittelſchule umzu⸗ 
Wandeln, Unrube in dieſelbe bineingetragen, ſo ſei dagegen zu er⸗ 
widern, daß nur die Konſequenzen eines ſchon ſeit langer Zeit beſtehen⸗ 
den Planes gezogen würden. Die Koſten für die Umgeſtaltung würden 
nicht ſo erheblich ſein, wie dies von gegneriſcher Seite behauptet wird; 
außer einem an der Anſtalt bereits angeſtellten akademiſch gebildeten 
Lebrer würden nur noch zwei ſolche Lehrer erforderlich ſein; der bisher 
an der Anita't wirkende Rektor aber jei ein jo hoch gebildeter Mann, 
die Regierung unzweifelhaft ihn in ſeiner Stellung belaſſen 
würde. Wenn ferner bebauptet werde, die Mittelſchullebrer, deren 
Leiſtungen ner zu ſchätzen jeien, würden * das 8 = 
AKademiſch gebildeten Lehrer geschädigt werden. ſo finde ja ü 
an der Mittelſchule ein Rucen nicht ſtatt, und eine Gebalteſtale 
Lxiſtixe an derſelben nicht. Es werde demnach der Antrag geſtellt: 
der Magiſtrat möge erſucht werden, die Ueberleitung der Mittelſchule 
in eine böhere Bürgerſchule in Ausſicht zu nehmen und der Verſamm⸗ 
lung eine Vorlage zu machen, event. möge die Angelegenheit 
an die Kommiſſion verwieſen werden. — Stadtv. Klemme ſchließt 
| lich als Korreferent im Weſentlichen den Ausführungen des 
Reſerenten an, und empfiehlt, den Antrag des Stadtv. Türk anzu⸗ 
nebmen. — Der Vorſitzende verlieſt hierauf ein von dem Regierungs⸗ 
| Schulrath Hielſcher, dem früheren Rektor der Anſtalt, eingegan⸗ 
| 


nes Telegramm, in welchem dieſer die Verſammlung erſucht, im 
Gntereff⸗ der * die Mittelſchule in ihrem bisherigen Stande 
8 belaſſen. — Stadtv. Kirſten erklärt, ganz und voll auf dem 
oden ber Antragſteller zu ſtehen, und beantragt, die Angelegenheit 
bei deren Wichtigkeit bis zur nächſten Sitzung zu vertragen, der dann 
vielleicht auch der Dezernent für das ftädtiiche Schulweſen, Oberbürgers 
meifter Kohleis, beiwohnen werde. — Stadtv. Fontane beantragt mit 
Rücksicht darauf, daß zur Ueberleitung der Mittelſchule in eine höhere 
Burgerſchule erhebliche Mittel erforderlich ſeien, die Finanzlage der 
Kommune aber eine Erhöhung der Aufwendungen für das Schulweſen 
zur Zeit nicht angängig erſcheinen laſſe, über die Vorlage zur Tages⸗ 
1 ordnung überzugehen. — Bürgermeiſter Herſe erklärt zunächſt, 
ſei von dem Magiſtrat in dieſer Angelegenheit keinerlei An⸗ 
frage an den Schulrath Hielſcher gerichtet worden. Der Magiſtrat ſei 
von ihm gegen die Umgeſtaltung in der neulichen Sitzung 
erbobenen Einwänden beigetreten, und durch die von dem Rektor und 
von anderen Seiten eingeholten Gutachten in feinen Anſichten nur 
beſtärkt worden. — Nachdem auch Stadtv. Org ler beantragt bat, 
die Angelegenheit einfach bis zur nächſten Sitzung zu vertagen, und 
tejer Antrag von mehreren Seiten befürwortet worden iſt, wird der⸗ 

ſelbe von der Verſammlung angenommen. 
ihr — erreicht die Sitzung nach 2} ſtündiger Dauer 7 Uhr Abends 
— reer eee eee eee 


Nelegraphiſche Aachrichlen. 

Wiesbaden, 19. April. Se. Majeſtät der Kaiſer nahm 
geſtern den Vortrag des Chefs des Zivilkabinets von Wilmowski 
entgegen und machte ſodann eine Spazierfahrt. Zum Diner war 
der Regierungepräſident von Wurmb eingeladen. Heute Vor⸗ 
mittag hatte der Chef des Militärkabinets, General : Lieutenant 
v. Albedyll, Vortrag bei Sr. Majeſtät. 

Karlsruhe, 19. April. Die Frau Großherzogin iſt heute 
Nachmittag nach Wiesbaden abgereiſt. 

0 München, 18. April. Die Kammer der Abgeordneten 
erledigte heute die Nochſtandsvorlage. Die Regierungsvorlage 
wurde abgelehnt und die Anträge des Ausſchuſſes in allen Punk⸗ 
ten mit 83 gegen 68 Stimmen der Linken angenommen. 

München, 19. April. Der Herzog und die Herzogin 
von Genua find heute Vormittag 11 Uhr über Lindau und 
Zurich, wo dieſelben übernachten werden, nach Italien abgereiſt. 
Sämmtliche Prinzen und Prinzeſſinnen des königlichen Hauſes 
gaben denſelben bis zum Bahnhofe das Geleite. — Die Abge⸗ 
ordnetenkammer hat den Antrag des Abgeordneten Keßler be⸗ 
treffend die Aenderung der Sozialgeſetzgebung an eine aus 21 

ugliedern beſtehende Kommiſſion verwieſen. Der Miniſter 
des Innern hielt den Zeitpunkt zu einer Revifion namentlich Des 

Armengeſetzes für nicht gunſtig gewählt, da das projektirte Reiche: 


\ 


3 N 
geſetz über die Krankenverſicherung auf das bayeriiche Armen 
geſetz von Einfluß ſein werde. 

Schwerin i. M., 18. April. Der Fürſt Hugo Windiſch⸗ 
grätz iſt mit ſeinem Sohne heute Abend hier eingetroffen. 

Wien, 19. April. Das Abgeordnetenhaus lehnte den 
Minoritätsantrag, über die Novelle zum Schulgeſetz zur 
Tagesordnung überzugehen, mit 174 gegen 158 Stimmen ab. 
Der Antrag, in die Spezialdebatte der Vorlage einzugehen, 
wurde in namentlicher Abſtimmung mit 174 gegen 164 Stimmen 
angenommen. 

Wien, 18. April. Wegen des Ablebens der Erzherzogin 
Marie Antoinette iſt Hoftrauer für die Zeit vom 20. April 
bis 1. Mai angeordnet worden. Gleichzeitig hiermit wird vom 21. 
ge ab zehn Tage bindurch Trauer für den Großherzog von 


g ecklenburg⸗Schwerin und den Herzog von Parma ge⸗ 
ragen. 


Wien, 19. April. Das Reichsgericht hat die Beſchwerde des 
„Tagblattes“ und der „Vorſtadtzeilung“ wegen Entziehung der Ver 
ſchleißlizenz verworfen. 


aris, 19. April. [Deputirtenkammer.] Vom 
Finanzminiſter Tirard wurde ein Geſetzentwurf über Konverti⸗ 
rung der fünſprozentigen Anleihe in eine 4½ prozentige einge 
bracht. In dem Expoſé der Motive, welches der Finanzminister 
verlas, wird auf die Opportunität der Maßregel hingewieſen, 
ſowie auf das Recht des Staates, welcher dadurch eine Erſparniß 
von 34 Millionen Franks erzielen werde. Man dürfe annehmen, 
daß die neue 4'/aprogentige Anleihe einen günſtigen Kurs erlan⸗ 
gen werde. Die Befiger der 5prozentigen Anleihe würden eine 
Friſt von 10 Tagen erhalten, um die Einlöſung zu verlangen. 
Nach Ablauf dieſer Friſt ſoll von denjenigen, welche die Ein⸗ 
löſung nicht verlangt haben, angenommen werden, daß fie der 
Konvertirung zuſtimmen. Dieſe ſollen für die Dauer von 5 
Jahren gegen die Eventualität einer Einlöſung gegen Pari ſicher 
geſtellt werden. Der Miniſter meint, daß die Anträge auf Ein⸗ 
löſung der öprozentigen Anleihe wenig zahlreich ſein werden. 
Uebrigens ſeien Maßregeln ergriffen, um nöthigenfalls die Ein⸗ 
löſung mittelſt Schatzbons oder Vorſchüſſen der Bank zu bewirken. 
In der Vorlage iſt ferner beſtimmt, daß die Renten, die in 
4½ prozentige konvertirt werden, noch bis zum 16. Auguſt d. J. 
im Genuſſe prozent. Zinſen bleiben. Der Deputirte Marcou 
(radikal) legte einen Gegenentwurf vor, welcher darauf hinaus⸗ 
geht, die Sprogentige Rente in eine beſtändige 3prozentige Rente 
umzuwandeln. — Die Kammer beſchloß, morgen eine Kommiſſion 
zur Vorberathung des Geſetzentwurfs zu wählen. — Der 
Miniſter des Innern, Waldeck Rouſſeau, brachte einen Ge⸗ 
ſetzentwurf ein über die Unterdrückung von Straßen⸗ 
Kundgebungen, bei denen aufrühreriſche Rufe vorkommen und 
aufrühreriſche Abzeichen gebraucht werden. — Von dem Miniſter 
des Auswärtigen, Challemel⸗Lac our, wurde eine Kreditforderung 
von 370,000 Fr. zur Beſtreitung der für die Vertretung Frank⸗ 
reichs bei der Kaiſerkrönung in Moskau erforderlichen Koſten 
eingebracht. Die nächſte Sitzung der Kammer wurde auf nächſten 
Sonnabend 5 a e 
Hafenarbeitern beschloß n ag gen Reden mehrerer 
radikalen Deputirten, welche zur Verſtändigung riethen. 

Haag, 18. April. Der Finanzminiſter macht amtlich be⸗ 
kannt, daß die Geſammtzeichnung auf die neue Anleihe 760 
Millionen beträgt und daß nur etwa 8 Prozent der Zeichnung 
angenommen würden. 

London, 18. April. Die in Liverpool vorgenommene Verhaftung 
des Kingſton erfolgte nach einem heftigen Widerſtande. 
Petersburg, 18. April. Nachrichten aus Zentralaſien zufolge 
wird daſelbſt ruſſiſcherſeits die Anlage von Baumwollenpflanzungen 
vorbereitet, von denen man ſich einen günſtigen . — 
Wie aus Rybinsk gemeldet wird, hat der Eisgang der Wolga im gan⸗ 
zen Lauſe derſelben begonnen. 

Warſchan, 18. April. Die Studenten⸗Unruhen 
ſetzten ſich heute fort. Ueber 200 Relegirte, denen der Eingang 
in das Univerfitätsgebäube verwehrt wurde, bildeten den ganzen 
Tag über Zuſammenrottungen und zerſtreuten ſich erſt gegen 
Abend, als die Polizei, Gensdarmerie und Kavallerie⸗Abtheilun⸗ 
5 die Krakauer Vorſtadt und die umliegenden Straßen be⸗ 
etzten. 

Baltiſchport, 19. April. Die Schifffahrt iſt geſtern durch 
den deutſchen Dampfer „Straßburg“ und den engliſchen Dampfer 
„Una“ eröffnet worden. 

Konſtantinopel, 18. April. Der Fürſt von Bulgarien 
iſt auf dem türkiſchen Dampfſchiff „Izedin“, das die bulgariſche 
Flagge aufzehißt hatte, heute Vormittag hier angekommen. Der⸗ 
ſelbe wurde in ſeinem Abſteigequartier von Vertretern des 
Sultans und der Pforte begrüßt und empfing darauf die hieſigen 
Vertreter des Auslandes. Am Nachmittage wurde der Fürſt vom 
Sultan in feierlicher Audienz empfangen und machte ſpäter den 
Miniſtern Beſuche. 

Konſtantinopel, 19. April. Vor der geſtrigen Audienz 
überſandte der Sultan dem Fürſten von Bulgarien den Groß⸗ 
kordon des Osmanie Ordens in Brillanten. 

Belgrad, 19. April. Der König reiſte heute früh mit 
dem Finanzminiſter, Mijatovics, und dem Miniſter der öffent⸗ 
lichen Bauten, Garaſchanin, nach Takowa ab. 


Berlin, 20. April. Die Literarkonvention zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Frankreich iſt geſtern Nachmittag hier vollzogen. 

London, 20. April. Die in der Dynamitaffaire Ver⸗ 
hafteten: Wilſon, Dalton, Curtin aus Burgh, Thomas und 
Bernard Gallagher erſchienen heute mit dem von Birmingham 
hierher transportirten Whithead vor dem Polizeigericht von 
Bowſtreet. Der verhaftete Normann iſt Angeber geworden. Der 
Staatsprokurator legte die Gründe für die Erhebung der An⸗ 
klage dar und erklärte, die Verhafteten würden wegen Hoch⸗ und 
Landes verraths angeklagt werden. 

London, 20. April. In dem Prozeſſe gegen die des 
Hochverraths angeklagten Verſchwörer bezeugt Normann, das 
Dynamitkomplot ſei durch die Brüderſchaft der Fenier in New⸗ 
York gebildet worden, deren Mitglieder Thomas Gallagher und 
er (Normann) geweſen. Gallagher habe eine herrſchende 


Stellungin der Brüderſchaft eingenommen, auch eine zeitlang den 
Berathungen beigewohnt. Gallagher beorderte ihn (Normann) nach 
London zu kommen und gab ihm das nöthige Reiſegeld. Nach 
London angekommen, gab Gallagher ihm Inſtruktion und ſandte 
ihn nach Birmingham, von wo er nach London mit einer Nitro⸗ 
glycerin⸗Schachtel zurückkehrte, ohne den Inhalt der Schachtel 
gekannt zu haben. 

Liverpool, 20. April. Der des Mordes im Phönixpark 
mit beſchuldigte Kingſton iſt in Begleitung von mehreren Poll⸗ 
ziſten nach Dublin gebracht worden. Die Polizeibehörden ver⸗ 
fichern, Kingſton habe zu den Führern der Unüberwindlichen 
gehört und habe an mehreren Verſchwörungen gegen Forſter 
theilgenommen. 

Udine, 20. April. Der Prozeß gegen Ragoſa und Giordani 
hat unter großem Andrange des Publikums begonnen. Ragoſa 
gab zu, er ſei mit Oberdank gereiſt, aber ohne Mordabſichten. 
Giordani geſtand ein, er ſei Oberdank und Ragoſa behilflich ge⸗ 
weſen über die Grenze zu kommen. Er habe aber ihre Abſichten 
nicht gekannt. Nach Verleſung der Anklage wurden ſiebzehn 
Zeugen vernommen. 

Verantwortlicher Redakteur: C. Fontane in Poſen. 
Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inſerate 
übernimmt die Redaktion keine Verantwortung 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
im April. 


a t u m 8 auf U Wi n d Wett ee 

x. reduz. in mm. ind. et te r. i Celſ. 

1 82 m Seehöhe Grad. 
19. Nachm. 2 757.4 O mäßig trübe 11,7 
19. Abnds. 10 757.4 | O lebhaft beiter | 3.5 
2). ag € 757,2 N lebhaf trübe 3,2 


m 19. Wärme⸗Marimum: +11° 
„„ Märme Minimum: + 17 * 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 19 April Morgens 1,62 Meter. 
» „ 19. „Mittags 1.62 

„ 20. » Morgens 1,00 


Telegraphiſche Vörſen berichte. 
onde Co 


urſe. 
Frankfurt a. M., 19. April. (Schluß ⸗Courſe.) Feſt, ſtill, 
deutſche Bahnen abgeſchwächt. i 
Lond. Wechſel 20,442. Pariſer do. 81,05. Wiener do. 170,85. K.. 
S.A. —. Rheiniſche do. —. Heſſ. Judwigsb. 1014. r 
Im Reichsanl. 102}. Reichsbanf daten Darmftd. 1544. Meining. 


1123. Diskonto⸗Kommandit — III. . 

Bantverein 945, 5% öſterreichiſche Vapierrente 791, Buſchtehrader —, 

„„ Gottbardbahn 126}, Türken 123. 

luß der Börje: Kreditaktien 2673, Franzoſen 2874. Gas 

— ot, rer 1284, II. Orientanl. —, II. DOrientanl. —, 
gyp ER . 

Wien, 19. April. (Abendbörſe.) Ungariſche Kreditaktien 


90, 
Galizier 310,25, Nordweſtbahn 205,00, Elbthal 228,00, öſterr. 
terrente 78,30, do. Goldrente 98,15, — 6 pCt. Goldrente 
120,30, do. 4 pCt. G pCt. Papierrente 88,00, 
ankverein 109,75. Ruhig. 


redit mobilier 375,00, Spanier neue 64 u, do. inter. —, Suez⸗ 
kanal⸗Aktien 2547,00, Banque ottomane 756.00, Union gen. —, Eredit 
foncier 1342,00, Egypter 385,00, Banque de Paris 1057, Ba 


55 


( ſterreichiſche Silberrente —, do. 
tiihe Golr rente 768, Oeſterr. Goldrente 83 5 
765. . 208, jr Ber 191. rer 5 
elnotirungen: Deut 20, Wien 12,11. Paris 
2842. Netersburn 2 
Silber —. Platzdiskont 23 pCt. 
In die Bank floſſen heute 60,000 Pfd. Sterl. 0 
rk, 18. April. (Schlußkurſe.) Wechſel auf Berlin 94, 
Wechſel auf London 4.824, Cable Transfers 4.851, Wechſel auf Parıs 
5,198, Ztprozentige fundirte Anleihe 103, Aprozentige: fundirte Anleihe 
von 1877 1191, Erie ⸗Babn 373. Zentral - Pacific Bonds 1144, 
zu . 1263. Chicago⸗ und North Weſtern⸗ 
enbahn \ 
Geld leicht, für Regierungsbonds 4, für andere Sicherheiten 
4 Prozent. 


loco 74.00 nom., Mai 71,50. — Spiritus ſtill, April 41 Br., per Mais 


Mi 
loco 7,80 Br., 7,70 Gd., ver April 7,75 Gd., 


e e 19. For. (Betreiben ft.) Weizen ver Frühjahr 10,03 
ien, 19. April. etreidemarkt. en per ahr 10, 
Gd. 10.08 Br., ver Herbſt 10,23 Gd., 10,28 Br. Roggen per Früb⸗ 
lahr 7,70 Gd., 7,75 Br., per Herbſt 7,90 Gd., 7,95 Br. ae pr. 
Frübiabr 7,00 Sd. 7,05 Br. Mais (internationaler) vr Mai⸗Juni 
6,83 Gd. 6,88 Br. _ 


» 2 
per Frühjahr 9.85 Gd., ö Br., 
10.00 Br. — Hafer per Frühſahr 6,60 Gd., 6,70 Br., 
6,65 Gd., 6,67 Br. Mais per Mai⸗Juni 6,49 Gd., 6,42 Br. Kohlraps 
pr. Aug.⸗September 14. 

London, 19. April An der Küſte angeboten 17 Weizenladungen. 
Wetter: Warmer Regen. 

London, 19. April. Havannazucker Nr. 12 23} ſtetig. Cen⸗ 

trifugal Cuba —. 
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„Ban 
Ful. Noten on. 201.70 bi do. 


; 298804 4 Ct. 


2 2 
ee 19. April. Wind: NO. Wetter: Prachtvoll. 

Das ter iſt prachtvoll, aber die an der Börſe herrſchenden 
Vorſiellungen decken ſich augenblicklich nicht mit den Anschauungen des 
Landmanns, welcher für den Augenblick den von der Spekulation er⸗ 
ſehnten Regen nicht nur nicht vermißt, ſondern vorläufig noch gern ent⸗ 
behrt. Aber die Tendenz der Spekulation iſt n als dieſe An⸗ 
1 6 ſich heute in faſt allen Artikeln ziemlich kräf⸗ 


u 
Loko⸗Weizen behauptete feinen Werth. Auf Termine übten 
die gebeſſerten Newyorker Notirungen, der eher günſtigere Tenor der 
engliſchen Berichte und die trockene Witterung recht günſtigen Einfluß. 
Kommiffionäre und Platzſpekulation gingen mit ziemlich ſtarken An⸗ 
käufen auf Sommerſichten vor und ſteigerten den Werth des Artikels 
etwa 24 Mark, wovon ein Theil durch Realiſationen auf laufenden 
5 er wieder verloren ging. 
en⸗Effektivhandel ließ ſich eine größere Belebung nicht 
mohmehmen. ezahlte Preiſe waren nur eben bebauptet, Auf Ter⸗ 
mine wirkten die oben erwähnten Motive vortheilhaft. Ein Theil der 
Beſſerung war auch hier durch Realiſationen ſchließlich wieder ge⸗ 
ſchwunden. Loko⸗Hafer beſſer. Termine weſentlich theurer. Rog⸗ 
3 etwas höher. Mais effektiv ſtill. Termine merklich 


Rub! profitirte von den aus Paris vorliegenden Nachrichten, 
die wir an anderer Stelle beſprechen, nicht unerheblich. Nahe Termine 
ſchloſſen 23 Mark höher als Dienſtag, erbſt Inapp 1 Mark. Petro⸗ 
leum matt. Spiritus in feſter Haltung, aber nur in naher 
Lieferung etwas beſſer und im Allgemeinen ſehr wenig belebt. 

(Amtlich) Weizen ver 1000 Kilogramm lofo 130-210 Marl 


Fonds⸗ und Aktien⸗Börſe. 


Berlin, 19. April. Die heutige Börſe eröffnete in feſterer Saltung 
und mit meiſt etwas ſchwächeren Kurſen auf ſpekulatiwem Gebiet. 
von den fremden Börſenplätzen vorliegenden Notirungen lauteten — 
meiſt günſtig, gewannen aber hier keinen nachhaltigen Einfluß auf die 
Stimmung. Das Geſchäft entwickelte ſich ruhig und bei mangelnder 
Kaufluſt mußten die Kurſe ſpäter zumeiſt wieder etwas nachgeben. 

Der Kapitalsmarkt bewahrte gute Feſtigkeit für heimiſche ſolide 
Anlagen und fremde, feſten Zins tragende Papiere konnten bei kleinem 
Geſchäfte ihren Preisſtand behaupten. 


1 Dollar 


= 4,5 Mark. 


Umrechunngs⸗Sätze: 


Unfterd. 100 fl. G T. 4405.90 b 

mfter - ewgork. St.⸗Anl. |6 
Brüfl. een. 81.00 b na do. 7 119,70 G 
8 80.60 65 Finnländ. Looſe — 48,20 B 

ne 1 r. 8%.3 | 20,435 5 Italieniſche Rente 5 | 91.10 48 
B do. Tabaks⸗Obl. 6 101.60 & 

Deft. Gold⸗Rente 4 83,70 558 

55 6 4 66, 70 — 2 


bo. ai 40 5 30 92 


Aueländiſche Fonds. 


Marie. 100 N. 
Weldſorten a 80. 250 854 
do. Kreditl. 1858 — 325,00 G 
> ar A, 186015 120,50 bz 
1864 — 320, 00 ba 
Belt eee 8 Sn. 
do. do. kleine 
e Na 179,8 Poln. Pfandbriefe 5 
N 3 kl. 8 110,00 b 
um. el u. 00 bi 
fuß der Reichsbank. da. St⸗Obligat. 5 1104.00 8 
Lombard 5 pet. do. Stagts⸗Obl. 5 95,90 05 


225 85.70 by 
Fonds und Staats⸗Papiere. Ruf ‚Engl dal 18 

Drich. Reichs.⸗Anl. 4 102,25 G be. 7 ar B 86,40 928 
Konf. Preuß Anl. 1 104 10 b 10 Ton 201 1816 : 


do. 
Sladts- Anlaß 
Staats⸗Schuldſch. 
Kur⸗u. Neum. 


5.35 99, 
Berl. Stadt⸗Oblig. 1 55 30 bz 
— do. 


do. 
9 andbriefe. 
= 
0. 


0 bz 


do. Pr.⸗Anl. 


gauche ee de gebe, 5 


Kurs u. Neumärk. 3“ 96,20 b f do. Str. B.⸗Kr.⸗Pf. ö 
0. neue 34.93.30 © A St.⸗Anl. 43] 


7 
N 05 

4 10230 65 Furt, Anl. 1805 fr 1 

N. Baan enb. edi N do. Looſe vollg. fr. a 
7 


84, 
3. 
3. 
9 

Oſtpreußiſche u reg 1 11 


— Gold, Ing Anl. - 95, Pr 
5 apierrente 255 5 —— 


boſe 50 bz 
5 St. ⸗Eiſb. — 70 98, 50 576 
do. Gold⸗ 5 102.10 G 


ge neue 
Schle altland. 
ie, ale 5 


do. neue 41 
Weſtpr., wid 
0. 


Pypotheken⸗Certiſikate. 


D. Gg. B. Pf. 110,0 108,75 & 
bo. 455 rüch. 1101441104,50 8 


Rentenbriefe. 
Kur⸗ u. Neumärk. 

ommerſche 

15 

eußiſche 

Ex u. Weſtf. 


af 
Schleliſche 


Bayer, Anl. 1870 
1880 4 


Pomm. H. ⸗B. 1.1305 109,90 bz 
do. II. u. IV. rz. 11005 105.25 b& 
do. III. V. u. VI. 10005 101,10 8 
do. II. rz. 110 4 100,30 
do. III. rz. 100 (44 9980 0 
Pr. B.⸗Kr.⸗B. unkb. 
N rz. 11015 111,10 G 
0. = 1 Fi 110,75 bz 
98.50 bz 
cb. €. Pr ut 1108 114, 30 G 
do. 04} 109.25 B 
oo. 8 100 44/103, 60 bz 
do. 1880 sr 10004 99. 75 B 
A. 1. 8.120 4107.50 dich 
do. VI. rz. 11015 108.75 bz 
Der VII. r3. 10014$|101,50 550 


Pr. Er — 9 G 


eff. 303,00 ebz 
Lab. b. Au 18674 


131,99 bz 

do. 35 Fl.⸗Looſe — 238,00 5. 
rüm Anl. 4 . 

Bruſchw. 20 Thir.-L.— 


Cöln⸗Nind. Pr. A. 33 


Bi 10 
2 per Mai- Juni 


100 a = 80 Mark. 
1 Mark Banco = 


6280 à 90 bil do. (it. B. gar.) 
54,40 bz S 


ahn — 

er. 5 140 verk., hochfei 3 —. Mai 140,25 — 140, 1405 bez., 

140, 9.141 —1 —140,5 2 per Juni⸗Juli 142142, 75 

bis 142,25 bez., per Juli⸗Auguſt 143, 144 25—143,75 bezahlt, ver 

Auguft-September — bez., per September ⸗Oktober 147—147,5—147 

— Gefündigt 29.000 Ztr. Durchſchnittspreis —. Kündigungs⸗ 
pre mug 


M. ver 1000 Kilogramm. 

Gerste per 1000 Kilogramm große und kleine 120—200 nach 
Qualität Dberbrucher Mittel 130 M., Märkiſche mit Geruch 123 M. 

Hafer ver 1000 Kilogramm loto 118—150 nach Qualitat, guter 
. 126—133, do. feiner — bez., guter pomm. 125— 130 bez., 
per dieſen Monat —, per April⸗Mai 126 bez., per Mai⸗Juni 124 bez., 
per Juni⸗Juli 127,5, bez., per Juli⸗Auguſt 130 bez., est 
126 M. Gekündigt 2000 Ztr. Kündigungspreis — M. per 1000 Ki⸗ 
1 5 — bez. 

Erbſen Kochwagre 160 — 220, Futterwaare 140—153 per 1000 
Kilogramm nach Qualität. 


Kartoffelmehl per 100 Kilogramm brutto inkl. Sad. Loko 
und per dieſen Monat — G., per Aoril⸗Mai — bez., per Mai Juni 
27,5 bez., per Juni⸗Juli — G., ver Juli⸗Auguſt — M. 


Trockene Kartoffelſtärke ver 100 Kilogramm brutto inkl. 


„50 bez 
1000 Ztr. 

We n Nr. 00 
21,75— 20.7: 


* 


5, Nr. 0 24.50— 22,75, Nr. 0 
* aa, Nr. 0 


bez 
Rüböl per 100 Pa loko mit Faß — 


bne Faß 68,5 


bez., per dieſen Monat und ver April⸗Mai 69, ra) 8-08 ge t, 


per Mai⸗Juni 69,5—69,7—69,3 bez., 
62,3 


8 „Ottober 62, 262 Ben 


per 


iAuguft bez., 
bez., = Oktober⸗November — — 


bez. — Gekündigt 1500 Bir. Durchſchnittspreis —. 
Petroleum, raffinirtes 3 white) per 100 Kilogr. mit 


Faß in Poſten von 10⁰ Kilogr., loko 2 


M., per April⸗Mai 24 M., 
Gefündigt — a. 


Spiritus. Per 100 Liter 


8 M., 


ver ig 0. 24,3 
ver S ig M. 
Durchſchnittspreis —. 
ter a 100 Prozent = 


10,000 Liter pet. 


loko 1 — Faß 53,3 e loko mit Faß 52,8 —52,9 bez., mit leih⸗ 

weiſen Gebinden — bez., ab Speicher — bet, frei Haus — bez, per 
dieſen Monat und per April⸗Mai und per 
per Juni⸗Juli 54—54,2—54.1 bez., per Juli⸗Auguſt 54.8 bez., per 


Auguſt⸗September 55—55,1 bez. per September: 


Mai⸗Jun 53 


53—53,2 bez., 


ober 54 bez., per 


Oktober⸗November — bez., per — ⸗Dezember — bezahlt. — Get. 


120.000 Liter 


Durchſchnittspreis — 


Die Kaſſawerthe der übrigen Geſchäftszweige wieſen ſeſte Ges 
ſammthaltung bei mäßigen Umſätzen auf. 

a“ Pribatdiskont wurde mit 23 Prozent für feinfte Briefe notirt. 

Auf internationalem Gebiet ſetzten öſterreichiſche Kreditaktien 
und Frunzofen höher ein und gingen ziemlich lebhaft um, ſpäter gaben 
Bi zen aber nicht unerheblich nach, Lombarden waren höher und 
ruhig. 

Von den fremden Fonds ſind ruſſiſche Anleihen und ungariſche 
Goldrente als behauptet und ſehr ruhig zu nennen, auch Italiener 
wenig verändert. 

Deutſche und preußiſche Staatsfonds verkehrten in feſter Haltung 


1.50 Mark. 100 Rubel 


Eiſenbahn⸗Stamm⸗ Berun⸗Oresd. St. g. hi 
und Stamm Prioritäts⸗ Aktien.] Berl.⸗Görlitzer kon. 4 
Dividenden pro 1882 do. Lit. B. 4 
Alton Mer 2,00 6; e 4 
ona⸗Kieler bz 
Berlin⸗Dresden 0 21 60 58 [Ber RM. 1 
Berlin⸗Hamburg 347 do. Lit. O. neuelt 
Bresl.⸗S.⸗Frbg. do. x 4—— neue 140 103,50 G 
Dortm.⸗Gron.⸗E. 4101,40 G 
8 
ainz⸗Ludwg 
Des, Mlante- 
Mal. Frdr. Franz. 
Münfl a. 


Nordh.⸗ 
Obſchl. A. D. € 


3% Mark. Livre Sterling = 


103,20 b 
103. 00 

103,00 B 
101.20 G 
103,40 B 


17 5 
oſen⸗Crei 
R.⸗Oder⸗ U zu ihn 
Stang. Poſen gar. 
3 
Weim.⸗Gera (gr. 
do. 24 konv. 


0. 
gen 


brechtsbahn 
Au. „Rotterdam 


Se asia 
= — 


96,25 bild 
34,40 d 
148.00 b 
257,00 ebz 


Malm⸗Lubw. 68-6 
5 5 187518106 104 


7 Wes. ie, ) 


nz Jo 

Ga (C. 4 B) gr. 
Gotthardb. 
Kaſch.⸗Oderb. 
Kpr. Rudlfsb. gar. 
Lüttich⸗Limburg 


= — — 
— 
— 


—— 


gar. Lit. 

— gar. 3 Su F. AN 108.20 

0 20 
5 do. gar. eh 10 108.40 8 
64.25 bz do. Em. v. 187314 101,25 G 
131.25 br do. do. v. 1874 4 
60.25 G do. do. v. 1879144 105.80 G 
45.75 b J. do. do v. 18804104. 2) B 
21.50 bz 


gar. 
Ruf) Sun gar.) 


Schwei 5 nionsb 
do. ſtbahn 
Südöſt. p. S. i. M. 
ae 
ung.⸗Galiz. 


9 — — r. 
War.⸗W. 1.84 sh 


Angerm.⸗Schw. 

Berl. Dresd. St. P 

Bresl.⸗Warſch, 
Hall.⸗S.⸗Gub. 
arienb. Mlarola 


= Niederſchl. Zwgb. 3 
do. (Stang, „Poſen) 45 


in 102,80 G 
5 103,60 bz 
4 


—41111T111118IIIII III 


niſche 4 
Ds Naber. e. IU. A 


TERROR L 

II. Serie 40 103,10 G 
Weinar- Gerat Hi 
Werrabahn 1. Ein. 4102,80 & 


Aachen⸗Maftrichter F 2 G 
Albrechtsbahn gar. ö 
ren 


berlauſitzer „ 
Dels⸗Gneſen „ 
Oſtpr. Südb. „ 
8 
N. Oderuf. S 
Saalbabn 
zufi t⸗Inſterb. 
Weimar⸗Gera 
Dux⸗Bodenb. A. 75 

do. do. B. 7% 13700 na 


5 


THS Ss 


1 Gulden öſterr. Währung = = 2 Mark. 7 Gulden ſüdd Währu 


1 . sen . 5 0 


Def. St.⸗Pr.⸗Anl. 34 
Dtſch. G. P.⸗Pfpb. I. 5 119.40 bz 
do. do. IL Abth. 5 116,0) b. G 
gam mb. 50 Tbl.⸗Looſe 3 189.10 G 
ud. 50 Tol. Looſe 34 188, 40 bz 
Mein. 7 Fl.⸗Looſe — 28,70 b 
Mein. H. 1. Pfd. 4 1122 50 B 
Oldenb. 40 Thlr.⸗L. 3 147 10 bz 


dam z - 


VIII. x. 1004 | 98,00 bz 
2 8. „BA. G. gert. 4101 50 96 
Schl. Bodkr.⸗Pfbr. 5 103, 10 B 
50 bo. 15. 10 44 107, 9900 b 


Stett Kat. BT: 101 50 d 
do. do. rz. 11047 103,90 b 
do. do. x. 1104 98.60 46 


Eiſe ubabu-Brioritätd-Metien 
und Obligationen. 


Berg. Märk. I. II. S. 4103.50 B 


do. III S 


8 


Ann 3 


8 


94.30 pz 
30 = an bz 


Oeſt.⸗F. S. altg. 

do. Do. gar. 15740. 
do. Ergzungsn. g. do. 
Oeſt. 8 Stsb. 5 


G II. Em. 
Balm-Anb. K. U. B u 103.00 bi Oeſt. Nordwb., gar. ö 


Druck und Verlag von W. Decker & Co. (Emil Köftel) in Poſen. 


— — — ———. mo 


87,30 b 


mäßig lebhaft, 
gefragt. 


Bankaktien waren ziemlich feſt und ru 
Antheile ſchwach, Deutſche Bank behauptet, 


inländiſche Eiſenbahnprioritäten feſt und vereinzelt 


big, 


Diskonto⸗Kommandit⸗ 
armſtädter etwas beſſer. 


e ziemlich feſt und theilweiſe lebhaft, Montanwerth 
Inländische Eiſenbahnaktien waren feſt; oßerſchleſiſche anfangs feſler, 


fpäter abgeſchwächt; 
niedriger. 


Deſt. Lit. B. (Elbeth. o | 87,25 w 
Naab⸗Graz (Pran Bir 

Reich.⸗P. (S.⸗N V.)] 5 | 85,70 G 
Se N. 9 7 5 43/102, 10 G 


Sdöſt. B F 

(Lo =80 3 294.60 bz 
do. 8 neue] M. : 5 
do. Obligat. gar. 
; bab 


= 


— 7 
2 
SS 
S888 
S 
& 


SID OL SO: SI Or iD 


Taſch.⸗Od. g. G. 
Gel Ard 015 % 


88255 
RSS 


\ 


8 


SSS SS SSS SSSR 


5 
Charts — 58 5 
3 


ben | 
Sr. ne Eiſb.⸗ 6-0. 
Jelez⸗Orel gar. 5 


888 
S 


@ 


elez⸗Woroneſch g. ö 
Roslow⸗Woronſchg. ö 
do. Obligationen 5 
Kursk⸗Charkow gar. 5 
KRursk⸗Chark.⸗Aſow ) 
Kursk⸗Kiew gar. 5 

do. kleine 5 

Loſowo⸗Sewaſtopolö 
Mosco⸗Nläſan gar. 5 
en g. 
aſy 
Rläſan⸗Koslow. g. 
Rlaſchk⸗Morczsk. g 
Nobmsk⸗Bologeye 
S0 7 U. Em. 
uja⸗Jwanowog. 
Warſchau⸗Teresp. 4 
hal rn 


N. — 5 90 10 550 
Zarskoe⸗Selo 5 | 63,00 bz 


8 888 


888888888 


FEEFEREERFT: 
S888 


@ 


& 


F 
=] 
— 
2 
2 
© 


Bauk⸗ Aktien. 
Dividende pro 1882 
Badiſche Bank & 120,00 & 
B. f. Sprit u. Prd. 490 bz 
Berl. Kaſſ . 


So 


Brando. db. 
do. Hypothek. 

Bresl. Bisk.⸗Bank 
do. Wechslerb. 
Danziger Privb. 


77.10 b 


tſche 
do. Effelt. Hahn 10 
N 08 5 75 
p. Bl. 
Dis eee 100 
Dresdener Bank 8 
Dortm. Bio. 508 
Eff „Mallbt. 508 
Goth. Grundkrdb. 
do. do. neue 408 
dane Komm. Bk. 
Landw. B. Berlin 
Leipz. Krd.⸗Anſt. 
Leipz. Disk. 7 
Magd. Privatd. 
Meckl. Hyp.⸗Bank 5 
Meininger 0 
do. Hyp.⸗B. 4 Hl 
Nat.⸗B. f. D. 50 
Niederlauſ. Bank 51 


7 
W 140,250 


N Mark. 100 Gulden holl. Währung = 170 Mark. 


Nordd. Bank 


Nordd. Grundkb. 01 


Kom. 
= Bl. konv. 


Berlin⸗Hamburg und oſtpreußiſche Südbahn 


109,0 
45,75 56 


155,00 B 

114,90 
93,00 G 
48.25 

120, 


ger 


58880 
588885 


— 
2828 
SSS 
SS SSS 
m a 
SS 


8 
D* 

— 
SSS! 
on 
Sasss 


Be] 
888 
S 
GEBE 


88 
8 


1 
— 


77.50 
91.50 2 


tt. Vereinsb. 71 132,10 G 


= H. 


Schering 
Stolberger Zint 
Weſtf. Drht.⸗Ind. 


1716) 
86,75 85 Berl. Holz⸗Compt. 
n 108,0 | 65Bd — 


do. En 


„kon. 
— in Marienb. 


mob.⸗Geſ. 


iehmarkt 
Berzeltus B 
Boruſſta, a 
. Köni 


Kramit, 
Weſtf. Un. St. Pr. 
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Somm 


rtr ITE 


S888 
538588 
888 
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8888888 
0 Sr E 
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S888 
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ELITE 

SD 
SSS Sg SSS 
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— 
SS 8888 
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4,00 
7.50 
2,50 
57,90 
88,9) 
106,90 
155,00 
25 
50 


88 83 
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